
 
ANGEBOT ENERGIEBEZUG UND NUTZUNG VON ENERGIEERZEUGUNGSANLAGE(N) 

UND BEITRITTSERKLÄRUNG ZUR GENOSSENSCHAFT oe24 Energy eG 
 

VON  AN  
Vorname:  Geburtsdatum: Organisation: oe24 Energy eG 
Nachname:  Straße: Friedrichstraße 10 
Organisation*:  PLZ: 1010  Ort: Wien 
UID*: FN*: FN 632243 w 
Straße:    
PLZ: Ort:   
E-Mail-Adresse:    
(das „Mitglied“) als „Bürgerenergiegemeinschaft“ (die „EG“) 

* wenn zutreffend 
zur Teilnahme an der EG unter nachstehenden Bedingungen wie folgt: 

 
Das Angebot auf Abschluss des Vertrages kann binnen eines Monats ab Zugang des Angebots durch die EG angenommen werde. 
Die Annahme erfolgt durch Übermittlung einer schriftlichen Annahmeerklärung über den Beginn der Mitgliedschaft und des 
Energiebezuges an das Mitglied.  
 

Einspeisetarif 
 
Bezugstarif 

8 Cent/kWh excl. USt. 
 
9,90* Cent/kWh excl. USt. 
11,88 Cent/kWh inkl. USt. 
 
 
 
 

 Anlagedaten der vertragsgegenständlichen Anlage/n: 
Zählpunktnummer(n): 

* Bei Anlagengröße über 50kWp nehmen wir direkt Kontakt auf.   
 

Bankdaten & SEPA-Lastschrift 
IBAN: ☐ Hiermit ermächtige ich den Gläubiger oe24 Energy eG, Zahlungen von meinem Bankkonto mittels 

SEPA-Lastschrift einzuziehen. Das SEPA-Lastschriftmandat gilt für alle künftigen Zahlungen im 
Zusammenhang mit den Verträgen zwischen mir und dem Gläubiger. 
Ich bin damit einverstanden, dass der Gläubiger mittels Lastschrift Forderungen von meinem 
Bankkonto einziehen kann. Mir ist bewusst, dass ohne das SEPA-Lastschriftmandat meine 
Mitgliedschaft bei der Energiegemeinschaft nicht möglich ist und ich die damit verbundenen 
Dienstleistungen nicht in Anspruch nehmen kann. Mir ist bewusst, dass ich das Recht habe, diese 
Einzugsermächtigung jederzeit zu widerrufen. 

 
Name Kontoinhaber*in 
 
 

 

 
Die EG und das Mitglied vereinbaren die Geltung der Allgemeinen Bedingungen („AB“) (Fassung vom 26.09.2024); diese werden 
damit Inhalt der gegenständlichen Vertragsbeziehung. Insbesondere zu Ihrem Rücktrittsrecht/Widerrufsrecht wird auf den Punkt 
„Besondere Bestimmungen für Verbraucher“ der AB verwiesen. Die EG wird mit ihren Leistungen nicht vor Ablauf der in diesem 
Punkt der AB genannten Rücktritts-/Widerrufsfristen beginnen. Anderes gilt jedoch im Fernabsatz, wenn das Mitglied dies 
ausdrücklich verlangt: 
 
☐ Das Mitglied verlangt, dass die EG bei Vertragsabschluss im Fernabsatz mit der Vertragserfüllung vorzeitig vor Ablauf 
der Widerrufsfrist nach FAGG beginnt. 

☐ Ich erkläre hiermit meinen Beitritt zur oe24 Energy eG (1 Geschäftsanteil) und stimme zu, dass die nach der Satzung fällige 
Einzahlung in Höhe von € 99,00 je Geschäftsanteil nach Aufnahme in die Genossenschaft per SEPA-Lastschrift von meinem Konto 
eingezogen wird. 

Es gelten die Bestimmungen der Datenschutzerklärung, abrufbar unter folgendem Link: https://www.energyfamily.at/datenschutz 

Eine Ausfertigung der Satzung der Genossenschaft in der gegenwärtig geltenden Fassung wurde mir zur Verfügung gestellt und ich 
stimme den Bestimmungen der Satzung und den Beschlüssen der Generalversammlung zu. Spätere Änderungen derselben, 
Beschlüsse der Mitgliederversammlungen und des Vorstands sowie gemeinschaftlich getroffene Tarifanpassungen und unterjährige 
Abstimmungsergebnisse werden ebenfalls akzeptiert.  

 
______________  ___________________  ________________________________ 
Ort    Datum    Unterschrift Teilnehmer   
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Präambel  
(A) Die nachfolgenden Allgemeinen Bedingungen gelten für sämtliche Verträge, welche die oe24 Energy eG 

(die „EG“) mit ihren Mitgliedern hinsichtlich Nutzung von Energieerzeugungsanlage(n) und Energiebezug 
abschließt. Diese Verträge kommen dadurch zustande, dass ein von einem Mitglied gelegtes Angebot (das 
„Angebot“) auf Nutzung von Energieerzeugungsanlage(n) und/oder auf Energiebezug von der EG 
angenommen wird (die „Annahme“ des Angebots durch „Annahmeerklärung“). Die schriftliche 
Annahmeerklärung des Angebots wird dem Mitglied per E-Mail zugestellt. 

(B) Bei der EG handelt es sich um eine Genossenschaft, die zur Firmenbuchnummer FN 632243 w eingetragen 
ist und die als Bürgerenergiegemeinschaft gemäß § 7 Abs 1 Z 6a ElWOG 2010 tätig ist. Der Hauptzweck 

der EG besteht darin, ihren Mitgliedern in jenem Gebiet, in dem sie tätig ist, durch die Erzeugung von 
Energie und die regionale Versorgung ihrer Mitglieder mit dieser Energie, ökologische, wirtschaftliche und 
sozialgemeinschaftliche Vorteile zu bringen. 

(C) Das Mitglied ist der EG als Genossenschafter beigetreten und ist damit auch Mitglied der EG (das 
„Mitglied“).  

(D) Durch Annahme des Angebotes auf Nutzung von Energieerzeugungsanlage(n) durch die EG kommt ein 
Nutzungsvertrag mit dem Mitglied zum im Angebot und diesen AB unter den Punkten Sonderbedingungen 
Nutzung von Energieerzeugungsanlage(n) - Überschusseinspeiser und Volleinspeiser und Sonstige 

Bedingungen ausgewiesenen Bestimmungen zustande (der „Nutzungsvertrag“). 

(E) Durch Annahme des Angebots auf Energiebezug durch die EG kommt ein Energiebezugsvertrag mit dem 
Mitglied zu den im Angebot und diesen AB unter den Punkten Sonderbedingungen Energiebezug und 
Sonstige Bedingungen ausgewiesenen Bestimmungen zustande (der „Energiebezugsvertrag“; 
Nutzungsvertrag und Energiebezugsvertrag gemeinsam die „AB Verträge“ und jeweils einzeln ein „AB 
Vertrag“).  



26.09.2024 3 

Sonderbedingungen Nutzung von Energieerzeugungsanlage(n) - 
Überschuss- und Volleinspeiser 

1. Energieerzeugungsanlage 

1.1. Das Mitglied, das das Angebot hinsichtlich Nutzung von Energieerzeugungsanlage(n) (juristische oder 
natürliche Person) legt, ist Eigentümer der Energieerzeugungsanlage mit den Spezifikationen, wie im 
Angebot Nutzung von Energieerzeugungsanlage(n) ausgeführt, die als Voll- bzw 

Überschusseinspeiseranlage ausgestaltet ist.  
1.2. Mit der Vereinbarung wird der EG die Betriebs- und Verfügungsgewalt über diese 

Energieerzeugungsanlage im gesetzlich erforderlichen Umfang übertragen. 

2. Betriebs- und Verfügungsgewalt; Betriebsführung 

2.1. Bei Überschusseinspeisung überträgt das Mitglied die Betriebs- und Verfügungsgewalt an der 
Energieerzeugungsanlage mit Ausnahme des Eigenverbrauchs im Umfang der von der EG sowie deren 

Mitgliedern verbrauchten, höchstens jedoch der ins öffentliche Netz eingespeisten Energie an die EG 
(„Überschusseinspeiser“). Das Mitglied ist für die Erzeugungsanlage verantwortlich und betreibt diese. 

2.2. Bei Überschusseinspeisung hat das Mitglied die Energieerzeugungsanlage im Umfang der Betriebs- und 
Verfügungsgewalt der EG über Anweisung der EG zu betreiben. Es ist dem Eigentümer hinsichtlich dieser 
Energiemenge, welche der EG zugewiesen ist, nicht erlaubt, diese an andere natürliche oder juristische 
Personen zu verkaufen, zu übertragen oder sonst in irgendeiner Art und Weise zur Verfügung zu stellen. 
Zudem darf der Betrieb der Energieerzeugungsanlage ohne vorherige Information an die EG nicht 
eingestellt werden. 

2.3. Bei Überschusseinspeisung wird im Rahmen der Betriebs- und Verfügungsgewalt der EG und von dieser 

beauftragten Dritten vom Mitglied nur dann das Recht eingeräumt, die Anlage und auch die 
Liegenschaften des Mitgliedes für Zwecke der Wartung, Instandhaltung, Instandsetzung und des Betriebes 
jedenfalls im hierfür unbedingt erforderlichen Umfang zu betreten, diese zu besichtigen und in jeder Form 
zu überprüfen, wenn der Eigentümer den diesbezüglichen Anweisungen der EG nicht unverzüglich und 
vollständig Folge leistet oder faktisch nicht in der Lage ist, diese auszuführen. 

2.4. Bei Volleinspeisung räumt das Mitglied der EG die Betriebs- und Verfügungsgewalt an der 
Erzeugungsanlage ein, bleibt jedoch Erzeuger iSd § 7 Z 17 ElWOG 2010 („Volleinspeisung“).  

2.5. Bei Volleinspeisung beauftragt und bevollmächtigt die EG das Mitglied (i) mit der/zur Übernahme jener 

Arbeiten und Maßnahmen, die für den laufenden Betrieb der Volleinspeiser-Erzeugungsanlage 
erforderlich sind (Betriebsführung), sowie (ii) mit der/zur Wartung der Erzeugungsanlage (Wartung). In 
diesem Umfang ist das Mitglied für die Volleinspeiser-Erzeugungsanlage verantwortlich. 

2.6. Bei Volleinspeisung legt die EG die Verteilung des durch die Volleinspeiser-Erzeugungsanlage erzeugten 
Stroms derart fest, dass sie am Zählpunkt der Erzeugungsanlage jene Menge an erzeugtem Strom bezieht, 
welcher konkret ihrem aktuellen Bedarf (Ermittlung anhand des Viertelstundenwertes) entspricht 
(dynamische Zuteilung). Der nicht durch die EG abgenommene Strom, wird durch die EG dem Mitglied als 
Eigentümer der Volleinspeiser-Erzeugungsanlage zugeteilt, der diesen Strom an Dritte verkaufen, 

übertragen oder sonst in irgendeiner Art und Weise zur Verfügung stellen kann. 

3. Wartung und Instandhaltung 

3.1. Die Wartung und Instandhaltung der Energieerzeugungsanlage obliegt ausschließlich dem Mitglied. 
Dieses wird für die Vertragslaufzeit die Energieerzeugungsanlage sorgfältig behandeln, und diese und die 
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für diese bestimmten Einrichtungen regelmäßig und fachgerecht auf seine Kosten warten und instand 
halten. Der Abschluss einer Versicherung und von Wartungsverträgen für die Energieerzeugungsanlage 
liegt im Ermessen des Mitgliedes.  

3.2. Das Mitglied ist verpflichtet, für sämtliche Kosten, die für den Betrieb und die Instandhaltung der 
Energieerzeugungsanlage notwendig sind, aufzukommen und die notwendigen Instandhaltungsarbeiten 
aus eigenen Stücken zu organisieren und von hierfür befugten Fachunternehmern so rechtzeitig und 
häufig durchführen zu lassen, dass der Zustand der Energieerzeugungsanlage den einschlägigen 
technischen Normen und allfälligen gesetzlichen Vorgaben entspricht.  

3.3. Treten im Rahmen der Wartung oder sonst gravierende Mängel zu Tage, die den weiteren Betrieb, die 
Sicherheit von Sachen oder die Gesundheit von Personen gefährden, so ist das Mitglied verpflichtet, die 
Behebung derartiger Mängel unverzüglich auf seine Kosten in Auftrag zu geben. Klarstellend festgehalten 

wird, dass für die Dauer des Betriebsausfalls aufgrund des Vorliegens von Mängeln sowie der 
notwendigen Zeit für die Behebung derselben, von der EG kein Entgelt zu bezahlen ist. 

4. Zählpunktmanagement 

4.1. Das Mitglied verbleibt Eigentümer des mit der Erzeugungsanlage verbundenen Zählpunktes und 
diesbezüglich Vertragspartner des jeweiligen Netzbetreibers. 

4.2. Das Mitglied stellt der EG jedoch sämtliche mit dem Zählpunkt verbundenen, für die Erfüllung der 
Aufgaben der EG gemäß den §§ 16c ff ElWOG und §§ 79f EAG erforderlichen Daten und Informationen 

zur Verfügung bzw hat dafür Sorge zu tragen, dass diese vom Netzbetreiber zur Verfügung gestellt werden 
und erteilt der EG mit Unterfertigung des Angebotes auf Nutzung von Energieerzeugungsanlage(n) und 
Zustandekommen des Nutzungsvertrags Auftrag und Vollmacht hinsichtlich aller zur Vertragsumsetzung 
erforderlichen Rechtsgeschäfte und Verfügungen. 

5. Strompreis 

5.1. Der monatlich von der EG and das Mitglied unter dem Nutzungsvertrag zu bezahlende Strompreis ist von 
der Energiemenge abhängig (dynamisch), die der EG pro Monat aus der gegenständlichen 

Erzeugungsanlage zugewiesen wird und richtet sich an den im Angebot Nutzung von 
Energieerzeugungsanlage(n) ausgewiesenen pauschalen Strompreis.  

5.2. Sämtliche Entgelte verstehen sich exkl. allenfalls hierfür anfallender Umsatzsteuer sowie sonstiger vom 
Mitglied für die vertragsgegenständliche Lieferung von elektrischer Energie zu tragenden oder 
abzuführenden öffentlichen Steuern, Abgaben, Gebühren und Entgelte mit Ausnahme von 
Ertragssteuern. 

5.3. Der so errechnete monatliche Strompreis ist ab dem Zeitpunkt der Rechnungslegung durch die EG zur 
Zahlung auf ein vom Mitglied bekannt gegebenes Konto fällig. Es gelten die gesetzlichen Verzugszinsen. 

5.4. Es ist die Wertbeständigkeit des Strompreises vereinbart. Als Berechnungsmaß dient der von der 
Bundesanstalt Statistik Austria monatlich verlautbarte Verbraucherpreisindex 2020 oder ein an seine 
Stelle tretender Index. Bezugsgröße ist die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses zuletzt verlautbarte 
Indexzahl. Schwankungen der Indexzahl nach oben oder unten bis einschließlich 5% bleiben 
unberücksichtigt, wobei die Berechnung sich auf den jeweiligen Kalendermonat bezieht. Der Spielraum 
ist bei jedem Überschreiten nach oben oder unten auf eine Dezimalstelle neu zu berechnen, wobei stets 
die außerhalb des jeweiligen Spielraumes gelegene Indexzahl die Grundlage sowohl für die neue 
Berechnung des Bestandzinses als auch des neuen Spielraumes zu bilden hat. Sollte ein derartiger Index 

nicht mehr verlautbart werden, so ist die Wertsicherung durch einen von den Parteien einvernehmlich zu 
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bestellenden Sachverständigen nach jenen Grundsätzen zu ermitteln, die den vorangegangenen 
Vereinbarungen entspricht, sodass die Kaufkraft des ursprünglich vereinbarten Betrages erhalten bleibt. 

6. Haftung, Gewährleistung, Risikotragung, Stromabnahme 

6.1. Das Mitglied der Anlage sichert zu, dass sich die Energieerzeugungsanlage in gebrauchsfähigem Zustand 
befindet und über sämtliche anlagenrechtliche Bewilligungen und Genehmigungen verfügt, die für die 
Errichtung, den Bestand, den Betrieb einer Energieerzeugungsanlage sowie die Einspeisung der dadurch 
erzeugten Energie in das öffentliche Netz notwendig sind. 

6.2. Eine Haftung für Schäden Dritter aus dem Betrieb der Energieerzeugungsanlage trifft ausschließlich das 
Mitglied.  

6.3. Darüber hinaus trifft das Mitglied keine Haftung, insbesondere auch nicht dafür, dass die 

Energieerzeugungsanlage eine bestimmte Energiemenge liefert. 
6.4. Die EG trifft die Haftung und Verantwortung für die Schaffung aller regulatorisch erforderlichen 

Voraussetzungen zur Nutzung der Energieerzeugungsanlage durch die EG im Rahmen der hier vertraglich 
normierten Betriebs- und Verfügungsgewalt. 

6.5. Die EG trifft keine Verpflichtung zur Abnahme einer bestimmten Strommenge und kann die EG nach Ihrem 
Ermessen bei einer Energieerzeugungsanlage die Abnahme teilweise oder auch vollständig aussetzen bzw 
die Abnahmemenge einschränken. 

7. Vertragsdauer, Kündigung und Vertragsauflösung 

7.1. Der Nutzungsvertrag ist auf unbestimmte Dauer abgeschlossen. Die Vertragslaufzeit beginnt, wenn nichts 
anderes vereinbart ist, mit dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. 

7.2. Das Mitglied kann den Nutzungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zum Ende der 
Mindestvertragsdauer kündigen und danach jederzeit unter Einhaltung einer zweiwöchigen 
Kündigungsfrist zum Ende eines jeden Kalendermonats. Kündigt das Mitglied seine 
Genossenschafterstellung in der EG auf, beinhaltet dies die Kündigung seines Nutzungsvertrages; in 
diesem Fall endet der Nutzungsvertrag an jenem Tag, an dem die Mitgliedschaft als Genossenschafter 

endet, keinesfalls aber vor Ablauf einer Frist von zwei Wochen. 
7.3. Die EG kann den Nutzungsvertrag jederzeit unter Einhaltung einer Frist von acht Wochen zum Ende eines 

jeden Kalendermonats kündigen. 
7.4. Der Nutzungsvertrag gilt ohne weiteres Zutun der Parteien als aufgelöst, wenn 

a) die gesetzlichen oder sonstigen regulatorischen Voraussetzungen für eine EG nicht mehr erfüllt; 
oder 

b) die EG über keine Mitglieder mehr verfügt; oder  
c) der Verteilernetzbetreiber der EG den Zugang zum Netz verweigert oder die 

Netzzugangsvereinbarung auflöst oder die EG sonst nicht mehr über die erforderlichen 
Berechtigungen zur Leitung der elektrischen Energie in das öffentliche Netz verfügt. 
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Sonderbedingungen Energiebezug  

8. Energiebezug; Energieaufteilung und Abgeltung; freie Lieferantenwahl 

8.1. Gegenstand des Energiebezugsvertrags ist die Lieferung von Strom durch die EG an das Mitglied in jenem 
Umfang, in dem die EG den Strombedarf des Mitglieds decken kann, gegen Bezahlung eines flexiblen 
Energiebezugspreises durch das Mitglied, wobei sich der Energiebezugspreis an jenem Preis orientiert, 
den die EG ihren einspeisenden Mitgliedern zahlt, damit die EG ihren Zweck erfüllen kann. Netznutzung 
und der Netzanschluss sind nicht Gegenstand des Vertrags. Das Mitglied muss mit dem Netzbetreiber 
einen Netzzugangsvertrag, der den Netzanschluss und die Netznutzung zum Gegenstand hat, selbst 

abschließen und alle mit der Netznutzung verbundenen Entgelte, Kosten und Abgaben (Steuern, 
Gebühren, Zuschläge und sonstige Beiträge) tragen. 

8.2. Die Energie wird anhand des dynamischen Modells aufgeteilt. Die Zuweisung erfolgt nach dem 
tatsächlichen physikalischen Bezug (Messung am Zählpunkt) der Verbrauchsanlagen, sohin im Verhältnis 
zum momentanen Verbrauchsverhalten der jeweiligen Mitglieder. Die Zuordnung ist mit dem 
Energieverbrauch des jeweiligen Mitgliedes in der Viertelstunde begrenzt. Bei Nullverbrauch eines 
Mitgliedes ist die Energie den anderen Mitgliedern zuzuordnen. Die tatsächliche an ein Mitglied gelieferte 
Mende ist daher einerseits vom Verbrauchsverhalten der bestehenden Mitglieder als auch beispielsweise 

vom Beitreten neuer bzw Ausscheiden bestehender Mitglieder aus der EG abhängig. 
8.3. Die EG ist nicht verpflichtet, den gesamten Strombedarf des Mitglieds zu decken.  
8.4. Das Mitglied ist damit einverstanden, dass der Netzbetreiber seinen Energiebezug, in der Regel mit einem 

intelligenten Messgerät, misst, diese Daten verarbeitet und an die EG weiterleitet. Hierzu ist eine 
schriftliche Zustimmung des Mitglieds gegenüber dem Netzbetreiber erforderlich, welche die EG 
gesondert einholen wird. Die durch den Netzbetreiber an die EG und die Mitglieder zur Verfügung 
gestellten Daten (§ 16e Abs 1 Z 2 ElWOG 2010) zur Einspeisung von Erzeugungsanlagen und zum Bezug 
der Mitglieder bilden die Grundlage für die Verrechnung der Energiebezugsentgelte durch die EG an das 

Mitglied. Die EG ist dabei berechtigt, die seitens des Netzbetreibers durchgeführten Messungen, 
Zuordnungen und Saldierungen ohne weitere inhaltliche Prüfung zur Erfüllung und Durchführung der 
vorliegenden vertraglichen Vereinbarung zu übernehmen. 

8.5. Hinsichtlich der Energie des Mitgliedes, welche über das öffentliche Netz bezogen wird, verpflichtet sich 
das Mitglied, eine eigenständige Vereinbarung mit dem Energielieferanten und Netzbetreiber hinsichtlich 
des Anschlusses an das öffentliche Netz, des Netzzuganges und der aufrechten Energielieferung aus dem 
öffentlichen Netz abzuschließen. 

9. Energiebezugspreis  

9.1. Das Mitglied ist verpflichtet, der EG für den vom Netzbetreiber festgestellten, der Verbrauchsanlange des 
Mitgliedes zugewiesenen Energiebezug von der EG den im Angebot Energiebezug ausgewiesenen 
pauschalen Energiebezugspreis allenfalls zuzüglich hierfür anfallender USt sowie sonstiger von der EG für 
die vertragsgegenständliche Lieferung von elektrischer Energie zu tragenden oder abzuführenden 
öffentlichen Steuern, Abgaben, Gebühren und sonstigen Entgelten zu zahlen (der „Energiebezugspreis“). 

9.2. Insofern seitens der EG durch Beschluss des Vorstandes oder der Generalversammlung eine geänderte 
Festlegung des Energiebezugspreises für die Mitglieder erfolgt, ist dieser mit der Wirksamkeit zum Tag 

nach gültiger Beschlussfassung dem Energiebezugsvertrag zu Grunde zu legen, ohne dass es hierfür einer 
gesonderten Vertragsanpassung bedürfte. Unbeschadet dessen ist das Mitglied über eine solche 
Preisanpassung sieben Wochen vor Eintritt der Preisanpassung zu informieren und hat das Recht bis zu 
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zwei Wochen vor Eintritt der Preisanpassung den Energiebezugsvertrag mit Wirkung zum Tag des Eintritts 
der Preisanpassung zu kündigen (Sonderkündigungsrecht).  

9.3. Der Energiebezugspreis wird unabhängig von der tageszeitlichen Gelegenheit des Energiebezuges durch 

das Mitglied vereinbart. 
9.4. Der Energiebezugspreis wird – insofern nicht jeweils binnen Jahresfrist eine abweichende 

Beschlussfassung des Vorstandes oder der Generalversammlung über eine geänderte Neu-Festlegung des 
Energiebezugspreises erfolgt - wertgesichert auf Basis des Verbraucherpreisindex 2020. Schwankungen 
der Indexzahl bis einschließlich 5 % bleiben unberücksichtigt, wobei sich die Berechnung auf den 
jeweiligen Kalendermonat bezieht. Der Spielraum ist bei jedem Überschreiten nach oben oder unten auf 
eine Dezimalstelle neu zu berechnen, wobei stets die außerhalb des jeweiligen Spielraumes gelegene 
Indexzahl die Grundlage sowohl für die Neuberechnung des Energiebezugspreis als auch des neuen 

Spielraumes zu bilden hat. Sollte ein derartiger Index nicht mehr verlautbart werden, so ist die 
Wertsicherung durch einen von den Vertragsparteien einvernehmlich zu bestellenden Sachverständigen 
nach den Grundsätzen zu ermitteln, die den vorangegangenen Vereinbarungen entspricht, sodass die 
Kaufkraft des ursprünglich vereinbarten Betrages erhalten bleibt. 

9.5. Insofern die nicht im finanziellen Gewinn begründete wirtschaftliche Disposition der EG gefährdet wäre, 
wird die Indexierung des Energiebezugspreises für die Dauer dieser Gefährdung ausgesetzt. 

9.6. Der monatlich von der EG verrechnete Betrag ist dynamisch von der bezogenen Energiemenge abhängig. 
Der der aufgrund des Energiebezugspreises errechnete Betrag über die tatsächliche Verbrauchsmenge 

wird spätestens 7 Tage nach Erhalt der Rechnung mittels SEPA-Lastschrift vom angegebenen Konto 
abgezogen. Für den Fall des Zahlungsverzuges gelten die gesetzlichen Verzugszinsen. 

9.7. Zur Abrechnung benötigt die EG Daten vom Netzbetreiber. Sollten diese Daten nicht rechtzeitig zur 
Verfügung gestellt werden, kann sich die Abrechnung entsprechend verzögern. Die EG wird die 
notwendigen Schritte setzen und das Mitglied wird bei Bedarf unterstützen, um diese Daten vom 
Netzbetreiber zu erhalten. 

10. Energieerzeugungsanlagen 

10.1. Das Mitglied ist hinsichtlich der Energieerzeugungsanlagen in der EG weder an Investitionskosten beteiligt 
noch nimmt er direkt an den laufenden Kosten und Erträgen, insbesondere im Zusammenhang mit 
Einspeiseerlösen in das öffentliche Netz, Teil. Insofern stehen dem Mitglied bei Auflösung des 
Energiebezugsvertrages und unbeschadet hiervon abweichender Vereinbarungen in anderen Verträgen 
aus dieser heraus keinerlei Kostentragungspflichten oder Rückerstattungs- bzw Ertragsanteilsrechte 
gegenüber der EG zu. 

11. Haftung und Gewährleistung  

11.1. Die EG leistet keine Gewähr für die Quantität, die Art und den Umfang der über die 
Energieerzeugungsanlagen erzeugten Energie, sodass diesbezüglich sämtliche Ansprüche der Mitglieder 
gegen die EG aus mangelnder Stromerzeugung ausgeschlossen werden. 

11.2. Die EG haftet nicht für vom Netzbetreiber erfolgten Messungen der verbrauchten und der erzeugten 
Energiemengen sowie die Zuordnung entsprechend den jeweils vereinbarten bzw über die Marktprozesse 
bekannt gegebenen Aufteilungsverhältnisse und die Saldierung mit der vom jeweiligen Mitgliedern 
bezogenen Energie. Das Mitglied wird die EG umgehend informieren, sofern diesbezüglich Fehler oder 
Abweichungen angenommen werden. 
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11.3. Die EG leistet dem Mitglied Gewähr für die Einhaltung aller energierechtlichen Voraussetzungen und 
Erfordernisse, insbesondere für die Einhaltung der Verpflichtungen der EG gemäß §§ 16d Abs 4 ElWOG 
2010. 

12. Vertragsdauer, Kündigung und Vertragsauflösung 

12.1. Der Energieliefervertrag ist auf unbestimmte Dauer abgeschlossen. Die Vertragslaufzeit beginnt mit dem 
Zeitpunkt der Annahme des Angebots des Mitglieds seitens der EG.  

12.2. Das Mitglied kann den Energieliefervertrag unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zum Ende der 
Mindestvertragsdauer kündigen und danach jederzeit unter Einhaltung einer zweiwöchigen 
Kündigungsfrist zum Ende eines jeden Kalendermonats. Kündigt das Mitglied seine 
Genossenschafterstellung in der EG auf, beinhaltet dies die Kündigung seines Energieliefervertrages; in 

diesem Fall endet der Energieliefervertrag an jenem Tag, an dem die Mitgliedschaft als Genossenschafter 
endet, keinesfalls aber vor Ablauf einer Frist von zwei Wochen. 

12.3. Die EG kann den Energieliefervertrag jederzeit unter Einhaltung einer Frist von acht Wochen zum Ende 
eines jeden Kalendermonats kündigen. 

12.4. Der Energieliefervertrag gilt ohne weiteres Zutun der Parteien als aufgelöst, wenn 
a) die gesetzlichen oder sonstigen regulatorischen Voraussetzungen des Mitgliedes für eine Teilnahme 

an einer EG wegfallen; oder 
b) Vereinbarungen zwischen dem Mitglied und dem Netzbetreiber nicht mehr aufrecht sind oder 

aufgelöst werden, die zur Erfüllung oder Umsetzung des Energieliefervertrages erforderlich sind (ab 
dem Zeitpunkt der Vertragsauflösung gegenüber dem Netzbetreiber); oder 

c) die erforderlichen Vereinbarungen zwischen der EG und dem Netzbetreiber nicht mehr aufrecht sind 
oder aufgelöst werden; oder 

d) sonstige Voraussetzungen und Bedingungen betreffend den Betrieb einer EG zwischen dem 
Netzbetreiber und der EG nicht mehr vorliegen. 
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Sonstige Bedingungen 

13. Allgemeine Bestimmung für Energieerzeugungsanlagen 

13.1. Mitglieder, die mit einer Großerzeugungsanlage an der EG teilnehmen möchten, müssen mit der EG in 
gesonderte Verhandlungen über die Strompreise vor Abgabe bzw. im Rahmen der Abgabe des Angebotes 
treten. Unter Großerzeugungsanlage sind derzeit Energieerzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung 
von 50 kWp/kW oder darüber zu verstehen. Die EG ist berechtigt die Schwellenwerte für die 
Engpassleistung jederzeit anzupassen, wobei diese gesondert bekanntgegeben werden. Ein Vertrag 
kommt ohne gesonderte Verhandlung über die Strompreise nicht zustande. Die Regelungen über 

Strompreise gelten nicht für derartige Energieerzeugungsanlagen. 

14. Datenschutz  

14.1. Die EG ist verpflichtet gegenüber dem Mitglied, die ihr in Ausübung eines AB Vertrages zu Kenntnis 
gelangenden personenbezogenen Daten (Name, Geburtsdatum und Adresse) des Mitgliedes, mit 
höchster Vertraulichkeit zu behandeln und die erhobenen Daten nur zur Erfüllung der vertraglichen 
Pflichten zu verarbeiten, worin der ausschließliche Grund für die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung liegt 
(Art 6 Abs 1 lit b DSGVO). Die EG ist Verantwortliche iSd Art 4 Abs 7 DSGVO.  

14.2. Dem Mitglied kommt gegenüber der EG das Recht auf Auskunft, Berichtigung sowie nach Beendigung des 
Vertragsverhältnisses innerhalb des gesetzlichen Rahmens das Recht auf Löschung, Einschränkung der 
Verarbeitung bzw Widerspruch gegen die Verarbeitung und Datenübertragbarkeit bei der EG sowie das 
Beschwerderecht bei der Datenschutzbehörde zu. 

14.3. Das Mitglied ist verpflichtet sich zum Zwecke der Durchführung des Betriebes der Energieerzeugungs- und 
Verbrauchsanlage mit dem jeweiligen Netzbetreiber alle erforderlichen Vereinbarungen hinsichtlich 
Datenverwaltung und Datenbearbeitung der Energiedaten der Energieerzeugungsanlage der EG und der 
Anlagen des jeweils Mitgliedes abzuschließen, dem Netzbetreiber den erforderlichen Zugang zur 

Verbrauchsanlage zu gewähren und auch sonst alles zu unternehmen und alle sonst erforderlichen 
Zustimmungen gegenüber der EG sowie dem Netzbetreiber zu erteilen, um die Umsetzung der 
vorliegenden AB Verträge zu fördern. 

14.4. Jedenfalls willigt das Mitglied der Auslesung und Übermittlung der Viertelstundenwerte durch den 
Netzbetreiber gemäß § 84a ElWOG 2010 ein und stimmt dieser zu. 

14.5. Hiervon umfasst ist auch die Zustimmung zum Austausch aller zur Abwicklung dieser AB Verträge wie auch 
der Vereinbarungen zwischen der EG und dem Netzbetreiber erforderlichen Daten zwischen der EG und 
dem Netzbetreiber. 

14.6. Gleichzeitig wird auch die EG die erforderlichen Vereinbarungen mit dem Netzbetreiber abschließen, um 
die AB Verträge zur Umsetzung zu bringen. Das Mitglied hat die Datenschutzerklärung entsprechend zur 
Kenntnis zu nehmen.  

15. Generelle Bestimmungen zur Haftung 

15.1. Soweit es für die Haftung auf Verschulden ankommt, wird mit Ausnahme von Personenschäden nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit gehaftet. Der Ersatz von Verdienstentgang, entgangenem Gewinn und 
von Folgeschäden, insbesondere der Ersatz von Drittschäden ist jedenfalls soweit gesetzlich zulässig 

ausgeschlossen. 
15.2. Die EG haftet nicht für die Abführung von Steuern und Abgaben und/oder Entrichtung von Gebühren 

seitens der Mitglieder. 
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16. Kommunikation per E-Mail und Mitgliederbereich 

16.1. Hat das Mitglied der EG seine E-Mail-Adresse mitgeteilt, gilt dies als sein Einverständnis zur 

Kommunikation per E-Mail. In diesem Fall ist die Kommunikation per E-Mail zwischen den Parteien 
vereinbart. Hat sich das Mitglied in einem allenfalls eingerichteten elektronischen Mitgliederbereich 
registriert, kann die EG dem Mitglied alle Erklärungen, Informationen und Unterlagen auch im 
Mitgliederbereich zur Verfügung stellen bzw zustellen (Zugänglichmachung im Mitgliederbereich mit 
Verständigung per E-Mail).  

16.2. Die EG kann zwischen E-Mail und Mitgliederbereich wählen, soweit in diesen AB nicht eine der beiden 
Kommunikationsformen für bestimmte Erklärungen, Informationen und Unterlagen ausdrücklich 
vereinbart ist.  

17. Sonstiges 

17.1. Ergänzungen und Abänderungen bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für ein Abgehen von diesem 
Schriftformgebot. 

17.2. Sämtliche sich aus den AB Verträgen ergebende Rechte und Pflichten, gehen beiderseits auf die Einzel- 
und Gesamtrechtsnachfolger über. Jede Partei ist berechtigt und verpflichtet, Verträge und die sich 
daraus ergebenden Rechte und Pflichten auf allfällige Rechtsnachfolger zu überbinden. Über jede 
Veränderung, die ein Eintreten einer Rechtsnachfolge durch Dritte nach sich zieht, ist die andere Partei 

umgehend schriftlich in Kenntnis zu setzen. 
17.3. Sollte eine Bestimmung ungültig sein oder werden, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen 

Bestimmungen nicht berührt. 
17.4. Wenn aufgrund einer Gesetzesänderung und/oder einer sonstigen Änderung der regulatorischen 

Rahmenbedingungen (zB Änderung der Marktregeln oder der Allgemeinen Verteilernetzbedingungen) für 
die EG eine Anpassung eines AB Vertrages erforderlich ist, verpflichten sich die Parteien, den jeweiligen 
AB Vertrag zeitnah an die neuen Gegebenheiten anzupassen. Die Parteien verpflichten sich vielmehr, die 
ungültig gewordene Bestimmung, je nach Notwendigkeit, durch eine ihr im wirtschaftlichen, rechtlichen 

und technischen Erfolg für beide Parteien gleichkommende, rechtsgültige Bestimmung zu ersetzen.  
17.5. Änderungen dieser AB werden von der EG mindestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 

des Inkrafttretens bekanntgegeben. Dem Änderungsangebot werden die vollständige Fassung der neuen 
AB und eine Gegenüberstellung beigefügt, in der die vom Änderungsangebot betroffenen Bestimmungen 
und die vorgeschlagenen Änderungen dieser AB dargestellt sind. Die Zustimmung des Mitglieds gilt als 
erteilt, wenn bei der EG vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des 
Mitglieds einlangt; darauf wird die EG das Mitglied im Änderungsangebot hinweisen. Das 
Änderungsangebot wird dem Mitglied in der mit ihm vereinbarten Form, per E-Mail übermittelt. 

17.6. Im Falle einer beabsichtigten Änderung der AB hat das Mitglied das Recht, binnen vier Wochen ab 
Zustellung des Änderungsangebots einen AB Vertrag kostenlos und ungeachtet allfälliger vertraglicher 
Bindungen zu kündigen (Sonderkündigungsrecht). Auch darauf wird die EG im Änderungsangebot 
hinweisen. 

17.7. Einvernehmlich anerkennen die Parteien, dass die vereinbarten Gegenleistungen ihren wirtschaftlichen 
Vorstellungen und Interessen entsprechen, sodass keine Gründe für eine Anfechtung des 
Rechtsgeschäftes wegen Verletzung über die Hälfte des wahren Wertes im Sinne des § 934 ABGB oder 
sonstiger verzichtbarer Anfechtungsgründe vorliegen. 

17.8. Die Parteien vereinbaren für sämtliche Streitigkeiten aus den AB Verträgen die Anwendbarkeit des 
österreichischen Rechts unter Ausschluss der Verweisungs- und Kollisionsnormen. Zuständig ist das 
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sachlich zuständige Gericht am Sitz der EG oder für Verbraucher das sachlich zuständige Gericht iS des § 
14 KSchG.  
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Besondere Bestimmungen für Verbraucher (Konsumenten) 

 
Belehrungen über das Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG und das Widerrufsrecht gemäß 

§ 11 FAGG  

Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG  

Ist das Mitglied Verbraucher im Sinne des Konsumentenschutzgesetzes („KSchG“) und hat es seine 

Vertragserklärung (Anbot oder Annahme) auf Abschluss des AB Vertrages weder in den von der EG für ihre 

geschäftlichen Zwecke dauernd benützten Räumen noch bei einem von der EG dafür auf einer Messe oder einem 

Markt benützten Stand abgegeben, kann das Mitglied von seinem Vertragsantrag oder vom AB Vertrag 

zurücktreten. Das Mitglied kann seinen Rücktritt bis zum Zustandekommen des AB Vertrages oder danach binnen 

einer Frist von 14 Tagen erklären.  

Hat das Mitglied selbst die geschäftliche Verbindung mit der EG oder deren Beauftragten zwecks Schließung 

dieses AB Vertrages angebahnt, hat das Mitglied gemäß § 3 Abs. 3 Ziffer 1 KSchG kein Rücktrittsrecht.  

Das Rücktrittsrecht ist außerdem dann ausgeschlossen, wenn dem Zustandekommen des AB Vertrages keine 

Besprechungen zwischen den Parteien oder ihren Beauftragten vorangegangen sind (§ 3 Abs. 3 Ziffer 2 KSchG), 

oder wenn das Mitglied ein Widerrufsrecht gemäß § 11 FAGG hat (Punkt 0). 

Der Lauf der Frist für das Rücktrittsrecht beginnt mit Übermittlung der Annahmeerklärung an das Mitglied, die 

zumindest den Namen und die Anschrift der EG, die zur Identifizierung des AB Vertrages notwendigen Angaben 

sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsfrist und die Vorgangsweise für die Ausübung des 

Rücktrittsrechts enthält.; die 14-tägige Rücktrittsfrist beginnt jedoch frühestens mit dem Zustandekommen des 

AB Vertrages. 

Ist die Ausfolgung einer solchen Urkunde unterblieben, steht dem Mitglied das Rücktrittsrecht für eine Frist von 

zwölf Monaten und 14 Tagen ab Vertragsabschluss zu. Falls die EG die Urkundenausfolgung innerhalb von zwölf 

Monaten ab dem Fristbeginn nachholt, endet die verlängerte Rücktrittsfrist 14 Tage nach dem Zeitpunkt, in dem 

das Mitglied die Urkunde erhält.  

Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte Form gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn die 

Rücktrittserklärung an die EG innerhalb der Frist abgesendet wird. Die Angabe von Gründen für den Rücktritt ist 

nicht erforderlich. Das Mitglied muss der EG gegenüber erklären, sein Rücktrittsrecht auszuüben, wofür auch die 

Erklärung genügt, dass es an seine Vertragserklärung bzw. an den Vertrag nicht mehr gebunden sein möchte. 

Widerrufsrecht (Rücktritt) gemäß § 11 FAGG 

Wurde der AB Vertrag außerhalb von Geschäftsräumen (§ 3 Z 1 FAGG) oder im Fernabsatz als Fernabsatzvertrag 

(§ 3 Z 2 FAGG) abgeschlossen, hat das Mitglied, sofern es Verbraucher im Sinne des KSchG ist, nach dem Fern- 

und Auswärtsgeschäfte-Gesetz („FAGG“) das Recht, binnen 14 Tagen ohne Angabe von Gründen vom AB Vertrag 

zurückzutreten. 

Die Widerrufsfrist beträgt 14 Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses. Ist die EG den gesetzlichen 

Informationspflichten nicht nachgekommen, verlängert sich die Widerrufsfrist um zwölf Monate. Holt die EG die 

Informationserteilung innerhalb von zwölf Monaten ab dem für den Fristbeginn maßgeblichen Tag nach, endet 

die Widerrufsfrist 14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem das Mitglied die Information erhalten hat. 
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Der Widerruf ist an keine bestimmte Form gebunden. 

Um das Widerrufsrecht auszuüben, muss das Mitglied die Energiegemeinschaft oe24 Energy eG, E-Mail: [E-Mail-

Adresse] mittels einer eindeutigen Erklärung (zB ein mit Post versandter Brief oder ein E-Mail) über seinen 

Entschluss, einen AB Vertrag zu widerrufen, informieren. Das Mitglied kann dafür das Muster-Widerrufsformular 

(Punkt 0) verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass das Mitglied die Mitteilung über die Ausübung des 

Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absendet. 

Folgen des Widerrufs 

Wenn das Mitglied den AB Vertrag widerruft, hat ihm die EG alle Zahlungen, die die EG vom Mitglied erhalten 

hat, unverzüglich und spätestens binnen 14 Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über den 

Widerruf des AB Vertrages bei der EG eingegangen ist. Für diese Rückzahlung verwendet die EG dasselbe 

Zahlungsmittel, welches das Mitglied bei der ursprünglichen Transaktion eingesetzt hat, es sei denn, es wurde 

mit dem Mitglied ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden dem Mitglied wegen dieser 

Rückzahlung Entgelte berechnet. 

Hat das Mitglied verlangt, dass die Lieferung von Strom während der Widerrufsfrist beginnen soll, hat das 

Mitglied der EG einen angemessenen Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu dem das 

Mitglied die EG von der Ausübung des Widerrufsrechts hinsichtlich des Energieliefervertrags unterrichtet, bereits 

erbrachten Dienstleistungen im Vergleich zum Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen 

entspricht. 

Muster-Widerrufsformular 

Wenn das Mitglied den AB Vertrag widerrufen will, kann es dieses Formular ausfüllen und an die EG 

zurücksenden: 

An  

[Name der EG]  

[Anschrift]  

[E-Mail-Adresse]  

Hiermit widerrufe ich den von mir abgeschlossenen Energieliefervertrag vom [Datum des Vertragsabschlusses]. 

Name des Mitglieds:  

Anschrift des Mitglieds: 

Unterschrift des Mitglieds (nur bei Mitteilung auf Papier): 

Datum: 
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S A T Z U N G 
 

für 
 

oe24 Energy eG 
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I. Firma, Sitz und Unternehmensgegenstand 

§ 1 Firma und Sitz 

(1) Die Firma der Genossenschaft lautet: 

oe24 Energy eG 

(2) Der Sitz der Genossenschaft ist: 

Wien 

(3) Die Genossenschaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen zu errichten. 

§ 2 Zweck und Unternehmensgegenstand 

(1) Zweck der Genossenschaft ist die umfassende wirtschaftliche Förderung und Betreuung der 
Mitglieder durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb. 

(2) Gegenstand des Unternehmens ist: 

a) die Tätigkeit als Bürgerenergiegemeinschaft gemäß den Bestimmungen des 
Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetzes, sowie des Erneuerbaren-Ausbau-
Gesetzes, 

b) die Erzeugung, die Speicherung, der Einkauf, die Verteilung und der Vertrieb von 
elektrischer Energie und die Abwicklung der Abrechnung des Strombezugs, 

c) die Unterstützung und Beratung in Fragen der regenerativen Energiegewinnung 
einschließlich der Information der Mitglieder und Dritter sowie Öffentlichkeitsarbeit, 

d) die Erbringung sämtlicher Dienstleistungen, die zur Erreichung des Unternehmens-
gegenstandes notwendig, nützlich und/oder förderlich sind. 

(3) Die Genossenschaft kann sich an juristischen Personen des Unternehmens-, des Genossen-
schafts- und des Vereinsrechts sowie an unternehmerisch tätigen eingetragenen Personen-
gesellschaften beteiligen. 

(4) Die Ausdehnung des Zweckgeschäfts auf Nichtmitglieder ist mit der Einschränkung zulässig, 
dass die Genossenschaft im Wesentlichen der Förderung des Erwerbs und der Wirtschaft ihrer 
Mitglieder zu dienen hat. 
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II. Mitgliedschaft 

§ 3 Voraussetzung und Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder der Genossenschaft können werden: 

1. Physische und juristische Personen oder unternehmerisch tätige, eingetragene 
Personengesellschaften, die die Dienstleistungen der Genossenschaft in Anspruch 
nehmen oder nehmen wollen. 

2. Physische und juristische Personen, deren Aufnahme im Interesse der Genossen-
schaft gelegen ist. 

3. investierende Mitglieder gemäß § 5a Abs. 2 Z 1 GenG 

(2) Die Mitglieder werden in zwei Kurien eingeteilt, wobei es maximal zwei Kurien geben kann: 

 Kurie 1: Gründungsmitglieder, die juristische Personen sind, und juristische Personen, deren 
Aufnahme im Interesse der Genossenschaft gelegen ist 

 Kurie 2: alle anderen Mitglieder 

(3) Die Aufnahme erfolgt aufgrund einer schriftlichen Beitrittserklärung durch Beschluss des 
Vorstands. Der Vorstand kann die Aufnahme ohne Angabe von Gründen ablehnen. In der 
Beitrittserklärung sind Name, Geburtsdatum, Beruf, Geschäfts- und Wohnadresse physischer 
Mitglieder, Firma, Rechtsform, Geschäftsanschrift und die Firmenbuchnummer juristischer 
Personen oder Personengesellschaften sowie die Anzahl der übernommenen Geschäfts-
anteile anzuführen. Die Beitrittserklärung, welche keine Bedingungen enthalten darf, muss die 
ausdrückliche Erklärung enthalten, dass sich der Beitretende den Bestimmungen der Satzung 
und den Beschlüssen der Generalversammlung unterwirft. Der Vorstand entscheidet mit 
Mehrheitsbeschluss über die Zugehörigkeit zu einer der beiden Kurien. 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet: 

1. durch Kündigung seitens des Mitglieds (§ 5): 

2. durch Ausschluss aus der Genossenschaft (§ 6); 

3. durch Tod (§ 7 Abs. 1); 

4. durch Auflösung (§ 7 Abs. 2); 

5. durch Übertragung des Geschäftsguthabens (§ 14). 

§ 5 Kündigung 

(1) Die Kündigung der Mitgliedschaft durch ein Mitglied kann zum Schluss des Geschäftsjahrs für 
Mitglieder, die natürliche Personen sind, unter Einhaltung einer [einmonatigen], für alle 
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anderen Mitglieder unter Einhaltung einer einjährigen Kündigungsfrist durch eingeschriebenen 
Brief erfolgen. Für die Rechtzeitigkeit der Kündigung ist das Postaufgabedatum des 
Kündigungsschreibens maßgebend. Wird die Kündigung nicht rechtzeitig vorgenommen, ist 
sie zum Schluss des folgenden Geschäftsjahrs wirksam. 

(2) Die Kündigung einzelner Geschäftsanteile unter Beibehaltung der Mitgliedschaft ist zulässig, 
sofern dadurch nicht die in § 12 Abs. 2 festgelegte Mindestzahl der zu übernehmenden 
Geschäftsanteile unterschritten wird. Bezüglich der Form, Frist und Wirksamkeit der 
Kündigung gilt Abs. 1. 

§ 6 Ausschluss 

(1) Der Ausschluss eines Mitglieds kann erfolgen: 

1. wegen Verstoßes gegen eine Bestimmung dieser Satzung; 

2. wenn es sich mit seinen Zahlungen an die Genossenschaft mehr als vier Wochen in 
Verzug befindet; 

3. wegen Eintrittes der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung, insbesondere Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens und/oder wenn der Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens über dieses Mitglied mangels kostendeckenden Vermögens 
abgewiesen; 

4. wegen Fehlens oder dauerhaften Wegfalls der Voraussetzungen für die Mitgliedschaft 
(§ 3 Abs. 1); 

5. wegen Verlusts der Eigenberechtigung und/oder dauerhafte Bestellung eines 
Erwachsenenvertreters; 

6. wegen Zusammenarbeit mit oder Beteiligung an Konkurrenzunternehmen der 
Genossenschaft, sofern dadurch geschäftliche Interessen der Genossenschaft 
beeinträchtigt werden; 

7. wenn es sich wiederholt weigert, die gemeinsamen Interessen zu fördern oder durch 
sein Verhalten andere Mitglieder oder die gemeinsamen Interessen ideell oder materiell 
schädigt; 

8. wenn sich sonst wie sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft nicht verein-
baren lässt; 

9. wenn wegen einer Änderung in seinen Beteiligungsverhältnissen oder eines Gesell-
schafterwechsels die Interessen des Mitglieds mit den Zielen, Aufgaben und Belangen 
der Genossenschaft nicht mehr zu vereinbaren sind. 

(2) Der Ausschluss erfolgt, nachdem dem Mitglied unter Angabe der Gründe Gelegenheit zur 
Äußerung gegeben wurde, durch Beschluss des Vorstands zum Schluss des Geschäftsjahrs. 
Der Beschluss ist dem Mitglied durch eingeschriebenen Brief an die zuletzt bekannt gegebene 
Adresse bekannt zu geben. Mit Absendung des Beschlusses erlöschen alle dem Ausge-
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schlossenen übertragenen Mandate und er ist nicht mehr berechtigt, an Generalver-
sammlungen teilzunehmen und die Leistungen der Genossenschaft in Anspruch zu nehmen. 
Die Entscheidung des Vorstands über den Ausschluss ist endgültig. 

§ 7 Tod, Auflösung 

(1) Im Falle des Todes geht die Mitgliedschaft des Verstorbenen auf den oder die Erben über und 
endet mit Schluss des Geschäftsjahrs, in dem der Erbfall eingetreten ist. 

(2) Wird eine juristische Person oder Personengesellschaft aufgelöst, so scheidet sie mit Schluss 
des Geschäftsjahrs, in dem die Auflösung erfolgt, aus. 

§ 8 Auseinandersetzung 

(1) Das ausgeschiedene Mitglied hat Anspruch auf Auszahlung seines Geschäftsguthabens, 
welches aufgrund des von der Generalversammlung festgestellten Jahresabschlusses 
ermittelt wird. Ein Anspruch auf Beteiligung an den Rücklagen und dem sonst vorhandenen 
Vermögen der Genossenschaft besteht nicht. 

Ergibt sich ein Bilanzverlust, der in den Rücklagen keine Deckung findet, so wird das 
Geschäftsguthaben um die auf die Geschäftsanteile des Mitglieds entfallende Verlustquote 
gekürzt. 

(2) Die Auszahlung darf erst ein Jahr nach Ablauf des Geschäftsjahrs, in welchem das Mitglied 
ausgeschieden ist, erfolgen. Die Genossenschaft ist berechtigt, fällige Gegenforderungen 
aufzurechnen. Nicht behobene Geschäftsguthaben verfallen nach Ablauf von drei Jahren ab 
Fälligkeit zugunsten der satzungsmäßigen Kapitalrücklage (§ 43 Abs. 2 Z 2). 

(3) Bei Kündigung einzelner Geschäftsanteile (§ 5 Abs. 2) gelten die Abs. 1 und 2 sinngemäß. 

§ 9 Rechte der Mitglieder 

Jedes Mitglied hat das Recht  

1. die Einrichtungen und Dienstleistungen der Genossenschaft nach Maßgabe der dafür 
getroffenen Bestimmungen oder darüber mit der Genossenschaft abgeschlossenen 
Vereinbarungen, welche auch sachlich begründete Differenzierungen berücksichtigen 
können, in Anspruch zu nehmen; 

2. an den Generalversammlungen teilzunehmen, Anträge zu stellen und sein Stimmrecht 
(§ 33) auszuüben; 

3. bei Anträgen auf Einberufung von Generalversammlungen mitzuwirken (§§ 29 Abs. 2 
Z 2 und 31 Abs. 2); 

4. vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die Generalversammlung Abschriften des 
Jahresabschlusses, des Berichts des Vorstands, allenfalls des Berichts des Aufsichts-
rats und der Kurzfassung des Revisionsberichts gegen Kostenersatz zu verlangen; 
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5. an der von der Generalversammlung beschlossenen Gewinnausschüttung teilzu-
nehmen; 

6. eine Abschrift der Satzung und allfälliger Satzungsänderungen zu verlangen; 

7. in das Generalversammlungsprotokoll (§ 38) Einsicht zu nehmen; 

§ 10 Pflichten der Mitglieder 

Jedes Mitglied hat sein gesamtes Verhalten dahin auszurichten, das der Erhaltung der wirtschaft-
lichen Selbständigkeit der Mitglieder dienende genossenschaftliche Unternehmen nach Kräften zu 
unterstützen. Jedes Mitglied hat daher insbesondere die Pflicht: 

1. den Bestimmungen der Satzung und den Beschlüssen der Generalversammlung 
nachzukommen; 

2. gemäß § 12 Abs. 2 Geschäftsanteile zu erwerben und rechtzeitig einzuzahlen; 

3. sofort bei Aufnahme ein in die satzungsmäßige Kapitalrücklage fließendes Eintrittsgeld 
zu zahlen, dessen Höhe vom Vorstand festgesetzt wird; 

4. zur Erhaltung und Hebung der Leistungsfähigkeit der Genossenschaft beizutragen sowie 
die gemeinschaftlichen Maßnahmen selbst zu unterstützen; 

6. die mit der Genossenschaft getroffenen Vereinbarungen vertragskonform auszuführen 
und sich auch an der Kommunikation zwischen der Genossenschaft und ihren 
Mitgliedern zu beteiligen; 

7. Angebotsunterlagen, Preise und Konditionen, Rundschreiben und sonstige 
Informationen der Genossenschaft gegenüber Außenstehenden vertraulich zu 
behandeln und diesbezüglich auch im eigenen Mitarbeiterbereich vorzusorgen; 

8. der Genossenschaft unverzüglich jede Änderung der in der Beitrittserklärung (§ 3 
Abs. 2) enthaltenen Angaben sowie jede Änderung der Rechtsform, der Beteiligungs-
verhältnisse oder Wechsel der Gesellschafter seines Unternehmens unverzüglich 
bekannt zu geben; Mitglieder, deren Unternehmen im Firmenbuch eingetragen ist, sind 
verpflichtet, der Genossenschaft nach jeder Eintragung im Firmenbuch (ausgenommen 
Einreichung von Jahresabschlüssen), einen aktuellen Firmenbuchauszug zu über-
mitteln. 

9. die Genossenschaft unverzüglich - spätestens jedoch binnen vier Wochen - ab dem 
Übergabestichtag schriftlich von einem Unternehmensübergang gemäß § 38 Abs. 1 
UGB zu verständigen. Hierbei ist auch gesondert anzugeben, falls die Geschäftsanteile 
vom Unternehmensübergang nicht erfasst sein sollten. Das fruchtlose Verstreichen 
dieser Frist gilt als Widerspruch der Genossenschaft gemäß § 38 Abs. 2 UGB. 
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§ 11 Mitgliederregister 

Das vom Vorstand zu führende Mitgliederregister hat zu enthalten: 

1. die in § 3 Abs. 2 näher bezeichneten Angaben; 

2. den Tag des Beitritts und den Tag des Ausscheidens des Mitglieds; 

3. die Zahl der übernommenen Geschäftsanteile sowie die Kündigung oder Übertragung 
eines oder mehrerer Geschäftsanteile. 

III. Geschäftsanteile, Geschäftsguthaben, Haftung 

§ 12 Höhe und Anzahl der Geschäftsanteile 

(1) Der Geschäftsanteil beträgt € 99. 

(2) Jedes Mitglied hat gleichzeitig mit der Beitrittserklärung einen Geschäftsanteil zu übernehmen 
und sofort einzuzahlen.  

(3) Die Übernahme einer größeren Anzahl von Geschäftsanteilen ist mit Zustimmung des 
Vorstands zulässig und schriftlich zu erklären. 

§ 13 Geschäftsguthaben 

(1) Die auf die Geschäftsanteile geleisteten Zahlungen zuzüglich der Zuschreibung von Gewinn-
anteilen (§ 44 Abs. 1) und abzüglich etwaiger Verlustanteile (§ 44 Abs. 2) bilden das 
Geschäftsguthaben eines Mitglieds. 

(2) Unbeschadet der Bestimmung des § 14 ist jede Abtretung oder Verpfändung des Geschäfts-
guthabens unzulässig und der Genossenschaft gegenüber unwirksam. Eine Aufrechnung des 
Geschäftsguthabens gegen Schulden eines Mitglieds bei der Genossenschaft zu deren 
Nachteil ist nicht gestattet. Der Genossenschaft haftet das Geschäftsguthaben für einen 
etwaigen Ausfall, den sie im Insolvenzfall des Mitglieds erleidet. 

(3) Solange das Mitglied nicht ausgeschieden ist, darf das Geschäftsguthaben Dritten nicht 
verpfändet werden. Eine geschuldete Einzahlung darf nicht erlassen werden. Die Auszahlung 
des Geschäftsguthabens darf erst nach Ablauf der in § 8 Abs. 2 genannten Frist erfolgen. 

§ 14 Übertragung 

(1) Die Übertragung des Geschäftsguthabens ist mit Zustimmung des Vorstands zulässig und 
bedarf der schriftlichen Erklärung. Der Erwerber muss, wenn er nicht bereits Mitglied der 
Genossenschaft ist, die Mitgliedschaft erwerben. Eine Auseinandersetzung zwischen der 
Genossenschaft und dem auf diese Weise ausgeschiedenen Mitglied findet nicht statt, doch 
bleibt es gemäß § 83 Abs. 2 GenG weiterhin subsidiär in Haftpflicht. 

(2) Die Übertragung einzelner Geschäftsanteile unter Beibehaltung der Mitgliedschaft mit der in § 
12 Abs. 2 festgelegten Mindestzahl von Geschäftsanteilen ist unter den Voraussetzungen des 
Abs. 1 zulässig. 
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§ 15 Haftung 

Im Falle des Konkurses oder der Liquidation der Genossenschaft haftet jedes Mitglied außer mit 
seinen Geschäftsanteilen noch mit einem weiteren Betrag in der Höhe von € 99. 

IV. Organe 

§ 16 Die Organe der Genossenschaft sind: 

- der Vorstand 

- der Aufsichtsrat fakultativ  

- die Generalversammlung 

- die Bundesländerversammlung fakultativ 

A) Vorstand 

§ 17 Zusammensetzung und Wahl 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei und maximal drei Mitgliedern. 

(2) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Generalversammlung auf die Dauer von bis zu 
fünf Jahren gewählt. Wenn die Generalversammlung keine kürzere Funktionsperiode 
bestimmt, erfolgt die Wahl auf die Dauer von fünf Jahren. Die Funktionsdauer beginnt - sofern 
die Generalversammlung nichts anderes beschließt - mit Schluss der Generalversammlung, 
in der die Wahl erfolgt ist und endet mit Schluss der ordentlichen Generalversammlung im 
vierten auf die Wahl folgenden Geschäftsjahr. Wiederwahl ist zulässig. 

(3) Wählbar sind alle eigenberechtigten, physischen Mitglieder der Genossenschaft. Unbeschadet 
der Regelung des Abs. 5 können allenfalls bestellte Aufsichtsratsmitglieder dem Vorstand nicht 
angehören. 

(4) Das Recht zur Erstattung eines Wahlvorschlags steht ausschließlich den Mitgliedern der Kurie 
1 zu, wobei jedes Mitglied der Kurie 1 maximal eine Person vorschlagen darf. 

(5) Sinkt durch vorzeitiges Ausscheiden die Zahl der Vorstandsmitglieder unter die in Abs. 1 
genannte Mindestzahl, hat die unverzüglich einzuberufende Generalversammlung eine Wahl 
vorzunehmen. Bis dahin hat - sofern ein Aufsichtsrat bestellt ist - dieser aus seiner Mitte so 
viele Personen zu vorläufigen Vertretern von Vorstandsmitgliedern zu bestellen, dass die in 
Abs. 1 bestimmte Mindestzahl erreicht ist. 

Die zu Stellvertretern von Vorstandsmitgliedern bestellten Aufsichtsratsmitglieder dürfen 
während ihrer Vertretungstätigkeit ihre Funktion im Aufsichtsrat nicht ausüben. 

(6) Die Registrierung neu gewählter und die Löschung ausgeschiedener Vorstandsmitglieder ist 
durch den Vorstand unverzüglich zur Eintragung in das Firmenbuch anzumelden. 
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(7) Die Legitimation der Vorstandsmitglieder erfolgt durch das betreffende Generalver-
sammlungsprotokoll. 

§ 18 Vertretung der Genossenschaft 

(1) Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) Die Vorstandsmitglieder sind, sofern die Generalversammlung einzelnen Vorstandsmit-
gliedern nicht nur die kollektive Vertretungsbefugnis einräumt, selbständig vertretungsbefugt. 

(3) Die Zeichnung erfolgt in der Weise, dass zur Firma der Genossenschaft die Unterschrift der 
gemäß Abs. 2 vertretungsbefugten Personen hinzugesetzt wird. 

§ 19 Geschäftsführung 

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der Genossenschaft selbstverantwortlich gemäß den 
Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung, der Geschäftsordnung für den 
Vorstand und den Beschlüssen der Generalversammlung. 

(2) Der Vorstand hat insbesondere die Pflicht: 

1. die Geschäfte der Genossenschaft entsprechend deren Zweck und Gegenstand, 
insbesondere unter Beachtung des Förderauftrags, im Interesse der Mitglieder zu 
führen; 

2. alle personellen und sachlichen Maßnahmen zu treffen, um die ordnungsgemäße 
Führung des Geschäftsbetriebs zu gewährleisten; insbesondere ist auf die Erteilung 
einer ausreichenden Zahl von Bevollmächtigungen an entsprechend qualifizierte 
Personen zu achten; 

3. die Beschlüsse der Generalversammlung durchzuführen, insbesondere die Eingaben / 
Einreichungen an das Firmenbuch einzubringen / durchzuführen; 

4. die Generalversammlung gemäß § 30 einzuberufen und den Revisionsverband hierzu 
fristgerecht einzuladen; 

5. für eine ordnungsgemäße Buchführung und insbesondere innerhalb der gesetzlichen 
Frist nach Ablauf des Geschäftsjahrs für die Erstellung des Jahresabschlusses und des 
Berichts des Vorstands zu sorgen; 

6. das Mitgliederregister (§ 11) ordnungsgemäß zu führen; 

7. einem gegebenenfalls bestehenden Aufsichtsrat gemäß § 21 Bericht zu erstatten, über 
sein Verlangen an den Aufsichtsratssitzungen teilzunehmen und die von ihm bean-
standeten Mängel ehestens zu beheben; 

8. über Verlangen des Revisors an den gesetzlichen Revisionen teilzunehmen, alle zur 
Revision erforderlichen Unterlagen vorzulegen, die benötigten Auskünfte zu erteilen und 
festgestellte Mängel ehestens zu beheben und den sonstigen Verpflichtungen, die sich 
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insbesondere aus der Satzung des Österreichischen Genossenschaftsverbands // 
Schulze-Delitzsch ergeben, nachzukommen. 

(3) Eine nähere Regelung der Pflichten des Vorstands erfolgt durch eine Geschäftsordnung, die 
vom Vorstand auf-, von einem gegebenenfalls bestehenden Aufsichtsrat festgestellt und von 
der Generalversammlung genehmigt wird. 

(4) Die Mitglieder des Vorstands haben die Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers 
anzuwenden. Mitglieder, die ihre Obliegenheiten verletzen, haften der Genossenschaft 
persönlich und gesamtschuldnerisch für den entstandenen Schaden. 

§ 20 Beschlussfassung 

(1) Die Beschlüsse des Vorstands werden in der Regel in Sitzungen gefasst, die der Vorstand 
auch in der Form einer Videokonferenz abhalten kann, sofern dabei ein wechselseitiger 
Meinungsaustausch, eine eindeutige Feststellung der Identität und eine Geheimhaltung des 
Sitzungsinhalts gewährleistet sind. Die Sitzungen sind beschlussfähig, wenn zumindest zwei 
Vorstandsmitglieder anwesend sind; die Beschlussfassung erfolgt grundsätzlich mit 
Stimmenmehrheit der anwesenden und stimmberechtigten Vorstandsmitglieder (Abs. 2). 

Nähere Bestimmungen, auch über die Abstimmung in anderer Form, enthält die Geschäfts-
ordnung für den Vorstand. 

(2) Wird über geschäftliche Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interessen 
eines Vorstandsmitglieds, ihm nahe stehender Personen (Ehegatte, Verwandte oder 
Verschwägerte, Lebensgefährte) oder Unternehmen berühren, so darf das betroffene Mitglied 
an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, ist jedoch vor der Beschlussfassung zu 
hören. 

(3) Die Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweiszwecken ordnungsgemäß zu protokollieren. 
Näheres bestimmt die Geschäftsordnung für den Vorstand.  

§ 21 Berichte an einen allenfalls bestehenden Aufsichtsrat 

(1) Der Vorstand hat gegebenenfalls dem Aufsichtsrat jederzeit über dessen Verlangen alle auf 
den Geschäftsbetrieb bezughabenden Auskünfte zu erteilen und die entsprechenden 
Unterlagen vorzulegen. 

(2) Der Aufsichtsrat kann insbesondere folgende Unterlagen verlangen, wobei auch die 
Individualrechte einzelner Aufsichtsratsmitglieder gemäß § 24e Abs. 1 GenG zu beachten 
sind: 

1. den Unternehmensplan, aus dem insbesondere die Investitions-, Finanz- und Absatz-
planung hervorgeht; 

2. Rohbilanzen zu einem vom Aufsichtsrat gewünschten Stichtag; 

3. aktuelle Saldenlisten; 
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4. eine Übersicht über die Mitgliederbewegung und den Mitgliederstand; 

5. in der zweiten Jahreshälfte die Halbjahresbilanz und die vorläufige Gewinn- und 
Verlustrechnung für das erste Halbjahr; 

6. einen Bericht über besondere Vorkommnisse; erforderlichenfalls ist hierüber vorweg der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats unverzüglich zu verständigen. 

(3) Der Vorstand ist - sofern ein Aufsichtsrat besteht - verpflichtet, diesem rechtzeitig vor der 
ordentlichen Generalversammlung den Jahresabschluss und den Bericht des Vorstands 
vorzulegen. 

(4) Der Vorstand hat - sofern ein Aufsichtsrat besteht - diesen vom Termin und Fortgang der 
gesetzlichen Revisionen durch den Österreichischen Genossenschaftsverband // Schulze-
Delitzsch zu verständigen, ihn zu allfälligen Schlussbesprechungen mit dem Revisor 
einzuladen und unverzüglich nach Eingang des Revisionsberichts mit dem Aufsichtsrat über 
das Ergebnis der Revisionen in gemeinsamer Sitzung zu beraten. 

§ 22 Zustimmung eines allenfalls bestehenden Aufsichtsrats zu Geschäftsführungs-
maßnahmen 

In welchen Angelegenheiten die Genehmigung des allenfalls bestehenden Aufsichtsrats einzuholen 
ist, bestimmt die Geschäftsordnung für den Vorstand. 

§ 23 Regelung der Dienstverhältnisse und Bezüge bzw. Vergütungen der Vorstandsmitglieder 

Für dienstrechtliche Angelegenheiten der hauptamtlichen Vorstandsmitglieder ist - wenn ein 
Aufsichtsrat bestellt ist - dieser zuständig, der auch die entsprechenden Dienstverträge sowie 
vergleichbare Verträge abschließt. Ist kein Aufsichtsrat bestellt, ist die Generalversammlung hierfür 
zuständig. Sie bestimmt zu diesem Zweck zwei Bevollmächtigte; das Vorschlagsrecht für die 
Bevollmächtigten steht ausschließlich den Mitgliedern der Kurie 1 zu. Allfällige Vergütungen und 
Entschädigungen der ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder werden von der Generalversammlung 
festgesetzt. 

§ 24 Enthebung von Vorstandsmitgliedern 

(1) Die Mitglieder des Vorstands können unbeschadet von Entschädigungsansprüchen aus 
bestehenden Verträgen auch vor Ablauf ihrer Funktionsperiode durch Beschluss der General-
versammlung ihrer Funktion enthoben werden. 

(2) In dringenden Fällen kann ein allenfalls bestehender Aufsichtsrat Vorstandsmitglieder bis zur 
Entscheidung der unverzüglich einzuberufenden Generalversammlung vorläufig ihrer Funktion 
entheben. Derartige Funktionsenthebungen sind unverzüglich zur Eintragung in das Firmen-
buch anzumelden. Sinkt dadurch die Zahl der Vorstandsmitglieder unter die festgesetzte 
Mindestzahl, hat der Aufsichtsrat die in § 17 Abs. 5 vorgesehenen Maßnahmen zu treffen. 
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B) Aufsichtsrat fakultativ 

§ 25 Zusammensetzung, Wahl und Konstituierung des Aufsichtsrats 

(1) Die Genossenschaft kann - unbeschadet der Bestimmung des § 24 GenG - über Beschluss 
der Generalversammlung einen Aufsichtsrat bestellen. In diesem Fall gelten für den Aufsichts-
rat die im Genossenschaftsgesetz, in dieser Satzung sowie die in der Geschäftsordnung für 
den Aufsichtsrat vorgesehenen Regelungen. 

(2) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei und maximal [neun] Mitgliedern. Vom Betriebsrat 
nach dem Arbeitsverfassungsgesetz entsendete Aufsichtsratsmitglieder sind in diesen Zahlen 
nicht inbegriffen. 

(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden von der Generalversammlung auf die Dauer von bis 
zu fünf Jahren gewählt. Wenn die Generalversammlung keine kürzere Funktionsdauer 
bestimmt, erfolgt der Wahlbeschluss auf die Dauer von fünf Jahren. Die Funktionsdauer 
beginnt - sofern die Generalversammlung nichts anderes beschließt - mit Schluss der General-
versammlung, in der die Wahl erfolgt ist und endet mit Schluss der ordentlichen Generalver-
sammlung im fünften auf die Wahl folgenden Geschäftsjahr, im Falle der Festlegung einer 
kürzeren Funktionsperiode im Sinne des Satzes 2 mit Schluss der ordentlichen Generalver-
sammlung spätestens im vierten auf die Wahl folgenden Geschäftsjahr. Wiederwahl ist 
zulässig. 

(4) Wählbar sind alle eigenberechtigten, physischen Mitglieder der Genossenschaft. Mitglieder 
des Vorstands können dem Aufsichtsrat nicht angehören. 

(5) Zur Erstattung eines Wahlvorschlags sind ausschließlich die Mitglieder der Kurie 1 berechtigt. 

(6) Sinkt durch vorzeitiges Ausscheiden die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter die in Abs. 1 
genannte Mindestzahl, hat die unverzüglich einzuberufende Generalversammlung eine Wahl 
vorzunehmen. 

(7) Die Legitimation der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt durch das betreffende Generalver-
sammlungsprotokoll. 

(8) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Wahl 
gilt für die gesamte Funktionsperiode des Aufsichtsrats, kann aber von diesem jederzeit 
widerrufen werden. 

§ 26 Aufgaben und Pflichten des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung des Vorstands zu überwachen und hat sich laufend 
über die Angelegenheiten der Genossenschaft und ihrer Einrichtungen zu unterrichten und die 
erforderlichen Prüfungen durchzuführen. 

Der Aufsichtsrat ist in Ausübung seiner Überwachungstätigkeit berechtigt und verpflichtet, 
selbst oder durch Ausschüsse (Abs. 6) oder einzelne von ihm zu bestimmende Aufsichtsrats-
mitglieder unter Wahrung des Vieraugenprinzips, alle Geschäftsunterlagen der Genossen-
schaft einzusehen sowie deren Vermögenswerte und Verbindlichkeiten zu prüfen. Über die 
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durchgeführten Prüfungen sind Protokolle aufzunehmen, die Angaben über den Prüfungs-
umfang und die Prüfungsfeststellungen enthalten müssen. 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Bericht des Vorstands und den Vorschlag des 
Vorstands über Gewinnverwendung und Verlustabdeckung zu prüfen. Er hat hierüber der 
Generalversammlung Bericht zu erstatten. 

(3) Der Aufsichtsrat hat die Generalversammlung gemäß § 30 Abs. 1 einzuberufen. 

(4) Der Aufsichtsrat ist verpflichtet, über Verlangen des Revisors an den gesetzlichen Revisionen 
teilzunehmen, unverzüglich nach Erhalt des Revisionsberichts mit dem Vorstand in 
gemeinsamer Sitzung über das Ergebnis der Revision zu beraten und der nächsten 
Generalversammlung über die im Zusammenhang mit den Revisionsbeanstandungen 
durchzuführenden Maßnahmen Bericht zu erstatten. 

(5) Eine nähere Regelung der Pflichten des Aufsichtsrats erfolgt durch eine Geschäftsordnung, 
die vom Aufsichtsrat aufgestellt und von der Generalversammlung genehmigt wird. 

(6) Der Aufsichtsrat kann mit der Erledigung bestimmter Aufgaben Ausschüsse beauftragen. 
Näheres bestimmt die Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat. 

(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben die Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers anzu-
wenden. Mitglieder, die ihre Obliegenheiten verletzen, haften der Genossenschaft persönlich 
und gesamtschuldnerisch für den dadurch entstandenen Schaden. 

§ 27 Beschlussfassung 

(1) Die Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst, die der 
Aufsichtsrat auch in der Form einer Videokonferenz abhalten kann, sofern dabei ein wechsel-
seitiger Meinungsaustausch, eine eindeutige Feststellung der Identität und eine Geheim-
haltung des Sitzungsinhalts gewährleistet sind. Die Sitzungen sind beschlussfähig, wenn 
wenigstens die Hälfte der Aufsichtsratsmitglieder, darunter der Vorsitzende oder sein Stellver-
treter, anwesend sind; die Beschlussfassung erfolgt grundsätzlich mit Stimmenmehrheit der 
anwesenden und stimmberechtigten Aufsichtsratsmitglieder (Abs. 2). Wenn kein Aufsichtsrat 
diesem Verfahren widerspricht, können Beschlüsse auch außerhalb von Sitzungen im 
schriftlichen Umlaufweg oder durch telefonische Rundfrage gefasst werden. 

Nähere Bestimmungen, auch über die Abstimmung in anderer Form, enthält die Geschäfts-
ordnung für den Aufsichtsrat. 

(2) Wird über geschäftliche Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interessen 
eines Aufsichtsratsmitglieds oder ihm nahe stehender Personen (Ehegatte, Verwandte, 
Verschwägerte oder Lebensgefährte) oder Unternehmen berühren, so darf das betroffene 
Mitglied an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, ist jedoch vor der Beschluss-
fassung zu hören. 

(3) Beschlüsse des Aufsichtsrats sind zu Beweiszwecken ordnungsgemäß zu protokollieren. 
Näheres bestimmt die Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat. 
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§ 28 Enthebung von Aufsichtsratsmitgliedern 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats können auch vor Ablauf ihrer Funktionsperiode durch Beschluss der 
Generalversammlung ihrer Funktion enthoben werden. 

C) Generalversammlung 

§ 29 Ordentliche und außerordentliche Generalversammlung 

(1) Die ordentliche Generalversammlung hat innerhalb von acht Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahrs stattzufinden. 

(2) Außerordentliche Generalversammlungen sind einzuberufen, wenn 

1. eine vorangegangene Generalversammlung dies beschlossen hat; 

2. es ein Zehntel der Mitglieder oder die Mehrheit der Mitglieder der Kurie 1 unter 
Bekanntgabe der Beratungsgegenstände schriftlich verlangt hat (§ 9 Z 3); 

3. es der Österreichische Genossenschaftsverband // Schulze-Delitzsch als gesetzlicher 
Revisionsverband unter Bekanntgabe der Beratungsgegenstände schriftlich verlangt hat 
(§ 30 Abs. 1); 

4. das Gericht gemäß § 7 GenRevG den Revisor hierzu ermächtigt hat; 

5. sich aus der Bilanz oder einer Zwischenbilanz ergibt, dass die Hälfte des auf die 
Geschäftsanteile eingezahlten Betrags verloren gegangen ist; 

6. es sonst im Interesse der Genossenschaft erforderlich ist. 

Die Einberufung hat im Falle der Z 2 binnen 14 Tagen, im Falle der Z 5 unverzüglich, sonst 
entsprechend der Dringlichkeit zu erfolgen. 

§ 30 Einberufung der Generalversammlung 

(1) Die Einberufung obliegt dem Vorstand. Unterlässt der Vorstand die rechtzeitige Einberufung, 
so ist ein allenfalls bestehender Aufsichtsrat hierzu berechtigt und verpflichtet. Im Fall des § 29 
Abs. 2 Z 3 erfolgt die Einberufung durch den Revisionsverband, wenn der Vorstand oder ein 
allenfalls bestehender Aufsichtsrat die Generalversammlung nicht innerhalb der vom 
Revisionsverband dazu festgesetzten Frist einberuft. Im Fall des § 29 Abs. 2 Z 4 erfolgt die 
Einberufung durch den Revisor. 

(2) Die Einberufung erfolgt durch schriftliche Verständigung der Mitglieder an die zuletzt der 
Genossenschaft bekannt gegebene E-Mail Adresse oder Veröffentlichung der Einladung auf 
der Homepage der Genossenschaft. Zwischen dem Tag der der Versendung des E-Mails oder 
der Veröffentlichung auf der Homepage und dem Tag der Versammlung muss ein Zeitraum 
von mindestens sieben Kalendertagen  liegen. 

(3) Die Einladung hat den Ort, die Zeit und die Tagesordnung bekannt zu geben und den Hinweis 
zu enthalten, dass im Falle der Beschlussunfähigkeit der Generalversammlung über die 
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angekündigten Gegenstände nach Abwarten einer halben Stunde ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der anwesenden oder vertretenen Mitglieder beschlossen werden kann. 

Im Fall der Einberufung gemäß § 29 Abs. 2 Z 4 ist in der Einladung auf die Ermächtigung 
gemäß § 7 GenRevG hinzuweisen. 

(4) Die Einladung ist, wenn sie vom Vorstand ausgeht gemäß § 18, wenn sie von einem allenfalls 
bestehenden Aufsichtsrat ausgeht, durch den Aufsichtsratsvorsitzenden oder seinen 
Stellvertreter, wenn sie vom Revisionsverband ausgeht, durch zwei Vorstandsmitglieder 
desselben, wenn sie vom Revisor ausgeht, durch diesen zu unterzeichnen. 

§ 31 Ort der Generalversammlung, Tagesordnung 

(1) Die Generalversammlung findet am Sitz der Genossenschaft statt. 

(2) Die Generalversammlung kann sowohl als Präsenzversammlung als auch als virtuelle 
Versammlung oder auch als hybride Versammlung einberufen werden. Die Entscheidung, in 
welcher Form die Versammlung durchgeführt wird, obliegt dem einberufenden Organ, das bei 
dieser Entscheidung die Interessen der Genossenschaft sowie der Genossenschaftsmitglieder 
angemessen zu berücksichtigen hat. Wird eine virtuelle oder hybride Versammlung 
einberufen, dann entscheidet das einberufende Organ auch, ob diese als einfache virtuelle 
Versammlung mit einer akustischen und optischen Zweiweg-Verbindung in Echtzeit oder als 
moderierte virtuelle Versammlung ohne eine solche Zweiweg-Verbindung abgehalten wird. 

(3) Bei der moderierten, virtuellen Versammlung ist jedenfalls zu gewährleisten, dass die 
Versammlung für die Teilnehmer optisch und akustisch in Echtzeit übertragen wird und 
Wortmeldungen, Abstimmungen sowie ein allfälliger Widerspruch der Genossenschafts-
mitglieder im Weg elektronischer Kommunikation (zB durch ein E-Mail an den Versammlungs-
leiter oder durch eine Chat-Nachricht) möglich sind. Wird einem Genossenschaftsmitglied das 
Wort erteilt, ist ihm eine Redemöglichkeit im Weg der Videokommunikation zu gewähren. Das 
betreffende Genossenschaftsmitglied kann auf diese Möglichkeit verzichten und seine 
Wortmeldung ausschließlich im Weg elektronischer Kommunikation schriftlich oder akustisch 
abgeben. 

(4) Wird eine hybride Versammlung einberufen, steht es den einzelnen Teilnehmern frei zu 
entscheiden, ob sie physisch oder virtuell teilnehmen. Es ist jedenfalls zu gewährleisten, dass 
physische und virtuelle Teilnehmer gleichwertig behandelt werden. 

(5) Die technischen und organisatorischen Voraussetzungen für die virtuelle Teilnahme werden - 
soweit sie sich aus dem Gesetz oder aus dieser Satzung nicht zwingend ergeben - vom 
einberufenden Organ festgelegt und sind in der Einberufung anzugeben. Bestehen zu Beginn 
oder während einer virtuellen Versammlung Zweifel an der Identität eines Teilnehmers, hat 
der betroffene Teilnehmer der Aufforderung des Versammlungsleiters nachzukommen, seine 
Identität auf geeignete Weise nachzuweisen. Kommt der Teilnehmer dieser Aufforderung nicht 
nach oder ist er nicht in der Lage, seine Identität zweifelsfrei nachzuweisen, kann er von der 
Versammlung ausgeschlossen werden. Ansonsten gelten für die Einberufung und die 
Durchführung von virtuellen Versammlungen dieselben gesetzlichen oder satzungsmäßigen 
Regelungen wie für Präsenzversammlungen. 
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(6) Für ein allfälliges technisches Versagen während einer virtuellen Versammlung ist die 
Genossenschaft nur insoweit verantwortlich, als dieses ihrer Sphäre zuzurechnen ist. 
Hingegen sind individuelle Verbindungsprobleme eines Teilnehmers diesem zuzurechnen und 
hindern nicht die Fortsetzung der Versammlung ohne die Teilnahmemöglichkeit des 
betroffenen Teilnehmers. Diesfalls wird der Teilnehmer so behandelt, wie wenn er bei einer 
Versammlung in Präsenz diese verlassen hätte. 

(7) Die Tagesordnung wird vom einberufenden Organ festgesetzt. Außerdem sind die Mitglieder 
unter der Voraussetzung des § 29 Abs. 2 Z 2, der Österreichische Genossenschaftsverband 
// Schulze-Delitzsch unter der Voraussetzung des § 29 Abs. 2 Z 3 und der Revisor unter der 
Voraussetzung des § 29 Abs. 2 Z 4 berechtigt, zu verlangen, dass Gegenstände zur 
Beschlussfassung einer Generalversammlung angekündigt werden. Im Falle einer 
beantragten Tagesordnungs-Ergänzung einer bereits angekündigten Generalversammlung 
müssen die Anträge so rechtzeitig beim einberufenden Organ einlangen, dass die Ergänzung 
der Tagesordnung noch fristgemäß (§ 30 Abs. 2) möglich ist. § 29 Abs. 2 Z 2 gilt sinngemäß. 

(8) Über Gegenstände, die nicht in der Einladung angekündigt wurden, kann nicht beschlossen 
werden. Ausgenommen sind Beschlüsse über die Leitung der Versammlung und die 
Einberufung einer außerordentlichen Generalversammlung. 

Zu Anträgen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es der Ankündigung nicht. 

§ 32 Leitung der Generalversammlung; Befugnisse des Vorsitzenden 

(1) Den Vorsitz in der Generalversammlung führt das zuständige Vorstandsmitglied. Durch 
Beschluss der Versammlung kann der Vorsitz einem anderen Mitglied der Genossenschaft 
oder einem Vertreter des Revisionsverbands übertragen werden. Im Falle einer Einberufung 
gemäß § 29 Abs. 2 Z 4 führt die vom Gericht hierzu bestimmte Person den Vorsitz. 

(2) Der Vorsitzende ernennt den Schriftführer und die erforderliche Anzahl von Stimmenzählern 
und Protokollbeglaubigern. 

(3) Der Vorsitzende hat für einen ungestörten und geordneten Ablauf der Generalversammlung 
zu sorgen. Er entscheidet über die Zulassung von Personen zur Generalversammlung, die 
Nichtmitglieder sind, über den Vollmachtsausweis, über Sitzungsunterbrechungen sowie über 
die Worterteilung, Redezeitbeschränkungen und "Schluss der Debatte". Der Vorsitzende kann 
weiters Ordnungsrufe erteilen und Anwesende in begründeten Fällen als letztes Ordnungs-
mittel auch aus dem Saal verweisen. 

§ 33 Stimmrecht 

(1) Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung unabhängig von der Anzahl der gehaltenen 
Geschäftsanteile eine Stimme. 

(2) Das Stimmrecht wird gemäß Abs. 3 oder durch einen Bevollmächtigten (Abs. 4) ausgeübt. 
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(3) Die Stimmrechtsausübung erfolgt  

1. bei physischen Personen durch das Mitglied selbst; 

2. bei juristischen Personen und Personengesellschaften durch das vertretungsbefugte 
Organ (Geschäftsführer, Vorstand) bzw. die vertretungsbefugten Gesellschafter oder 
durch einen Prokuristen. Über Aufforderung hat der Nachweis der Vertretungsbefugnis 
anhand eines Firmenbuchauszugs zu erfolgen; 

besteht bei juristischen Personen Kollektivvertretungsmacht oder sind die zur Vertretung 
einer Personengesellschaft berufenen Gesellschafter nur kollektiv zeichnungsberechtigt 
oder ist ein Prokurist nur kollektiv zeichnungsberechtigt, so hat die an der Generalver-
sammlung teilnehmende Person ihre Berechtigung durch eine firmamäßig gefertigte 
Stimmrechtsausübungsermächtigung nachzuweisen; 

3. bei mehreren Erben eines verstorbenen Mitglieds (§ 7 Abs. 1) durch den von allen Erben 
zur Stimmrechtsausübung schriftlich ermächtigten Miterben; 

(4) Die Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten erfordert die schriftliche 
Erteilung einer Vollmacht, welche auf die Ausübung des Stimmrechts in der Generalver-
sammlung lautet. Der Bevollmächtigte muss Mitglied sein und kann nicht mehr als drei 
Mitglieder vertreten  

(5) Ein Mitglied, das durch die Beschlussfassung entlastet oder von einer Verpflichtung befreit 
werden soll, hat insoweit kein Stimmrecht. 

§ 34 Beschlussfähigkeit 

(1) Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn ein Zehntel der Mitglieder anwesend oder 
vertreten ist, darunter mindestens die Hälfte der Mitglieder der Kurie 1. 

(2) Beschlüsse über 

1. die Änderung der Satzung 

2. die Änderung der Rechtsform und die Einbringung des Betriebs oder eines Teilbetriebs 
der Genossenschaft in ein anderes Unternehmen oder die Aufgabe des Betriebs oder 
von Betriebsteilen 

3. die Verschmelzung der Genossenschaft 

4. die Auflösung der Genossenschaft und die Fortsetzung der Genossenschaft nach 
beschlossener Auflösung 

5. die Enthebung von Vorstands- und allenfalls von Aufsichtsratsmitgliedern 

6. den Austritt aus dem Revisionsverband 

7. Kooperationen mit nachhaltiger Auswirkung auf den Leistungsaustausch zwischen 
Genossenschaft und Mitglied 
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können nur bei Anwesenheit oder Vertretung eines Drittels aller Mitglieder, darunter 
mindestens die Hälfte der Mitglieder der Kurie 1 gefasst werden. 

(3) Sollen Beschlüsse gemäß Abs. 2 Z 2, 4 oder 6 gefasst werden, ist dem Revisionsverband 
rechtzeitig Gelegenheit zu einer Stellungnahme zu geben. 

(4) Im Falle der Beschlussunfähigkeit der Generalversammlung kann über die in der Tages-
ordnung angekündigten Gegenstände nach Abwarten einer halben Stunde ohne Rücksicht auf 
die Anzahl der anwesenden oder vertretenen Mitglieder beschlossen werden, sofern die 
Einladung den hierfür erforderlichen Hinweis (§ 30 Abs. 3) enthält. Die Wartehalbestunde 
findet keine Anwendung hinsichtlich des Anwesenheitserfordernisses der Mitglieder der Kurie 
1. 

Die zur Beurteilung der Beschlussfähigkeit erforderlichen Tatsachen sind im Generalver-
sammlungsprotokoll festzuhalten. 

§ 35 Mehrheitserfordernisse 

Die Beschlüsse der Generalversammlung werden mit einfacher Mehrheit, die Beschlüsse über die 
in § 34 Abs. 2  angeführten Gegenstände jedoch mit Dreiviertelmehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen gefasst, sofern jeweils auch die Mehrheit der Mitglieder der Kurie 1 zustimmen. Diese 
Mehrheitserfordernisse kommen auch zur Anwendung, wenn die Abstimmung gemäß § 39 durch 
Abgeordnete erfolgt. Stimmenthaltungen bleiben bei der Ermittlung des Abstimmungsergebnisses 
außer Ansatz. 

§ 36 Abstimmungen und Wahlen 

(1) Die Abstimmung erfolgt entweder offen oder geheim durch Abgabe von Stimmzetteln. Die 
offene Abstimmung ist die Regel, eine geheime Abstimmung findet nur dann statt, wenn der 
Vorstand oder ein allenfalls bestehender Aufsichtsrat dies verlangt oder wenn die General-
versammlung dies beschließt. 

(2) Wahlen erfolgen in der Regel geheim durch Abgabe von Stimmzetteln. Eine offene 
Abstimmung findet nur dann statt, wenn die Generalversammlung dies in offener Abstimmung 
beschließt. 

(3) Sind mehrere Wahlvorschläge (§§ 17 Abs. 4, § 25 Abs. 4) eingebracht, so wird hierüber 
gemeinsam abgestimmt. Ergibt der erste Wahlgang keine absolute Mehrheit für einen 
Vorschlag, so ist eine Stichwahl über jene beiden Wahlvorschläge durchzuführen, die die 
meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Vorsitzenden 
gezogene Los. 

Die Generalversammlung kann mit einfacher Mehrheit jedoch auch eine andere Art des 
Wahlverfahrens beschließen. 



21 

§ 37 Zuständigkeit der Generalversammlung 

(1) Die Mitglieder üben ihre Mitgliedschaftsrechte in der Generalversammlung aus. 

(2) Die Generalversammlung ist insbesondere zuständig zur Beschlussfassung über: 

1. die Änderung der Satzung; 

2. die Änderung der Rechtsform und die Einbringung des Betriebs oder Teilbetriebs der 
Genossenschaft in ein anderes Unternehmen oder die Aufgabe des Betriebs oder von 
Betriebsteilen; 

3. die Verschmelzung der Genossenschaft; 

4. die Auflösung der Genossenschaft und die Fortsetzung der Genossenschaft nach 
beschlossener Auflösung; 

5. die Feststellung des Jahresabschlusses sowie die Beschlussfassung über den Bericht 
des Vorstands und die Gewinnverwendung und Verlustabdeckung; 

6. die Entlastung des Vorstands und allenfalls des Aufsichtsrats; 

7. die Wahl der Mitglieder des Vorstands und allenfalls des Aufsichtsrats und die Fest-
setzung etwaiger Vergütungen für ehrenamtlich tätige Mitglieder des Vorstands sowie 
gegebenenfalls für Mitglieder des Aufsichtsrats; 

8. die Enthebung von Mitgliedern des Vorstands, auch nach vorangegangener Suspen-
dierung durch einen allenfalls bestehenden Aufsichtsrat (gemäß § 24e Abs. 2 GenG) 
und gegebenenfalls von Mitgliedern des Aufsichtsrats; 

9. die Verfolgung von Rechtsansprüchen gegen Mitglieder des Vorstands und 
gegebenenfalls des Aufsichtsrats sowie die Wahl von Bevollmächtigten zur Führung 
allfälliger Prozesse gegen Aufsichtsratsmitglieder; 

10. den Austritt aus dem Revisionsverband; 

11. die Behandlung der Kurzfassung des Revisionsberichts; 

12. die Genehmigung der Geschäftsordnung für den Vorstand und gegebenenfalls für den 
Aufsichtsrat. 

§ 38 Generalversammlungsprotokoll 

(1) Über die Generalversammlungen sind zu Beweiszwecken Protokolle aufzunehmen. Sie haben 
Ort, Zeit und Tagesordnung der Generalversammlungen, die Anzahl der anwesenden und 
vertretenen Mitglieder, die Feststellung der Beschlussfähigkeit, den Namen der Vorsitzenden, 
die gestellten Anträge und die gefassten Beschlüsse unter genauer Angabe des Stimmenver-
hältnisses wiederzugeben. 
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(2) Die Protokolle sind mit durchlaufender Seitenzahl zu versehen, auf jeder Seite vom 
Vorsitzenden, vom Schriftführer und von den Protokollbeglaubigern zu paraphieren, am Ende 
der Protokollschrift zu unterschreiben und gemeinsam mit den dazugehörigen Anlagen, 
insbesondere der Einladung, in einem besonderen Protokollbuch aufzubewahren. Die Führung 
des Protokollbuchs ist auch in Lose-Blatt-Form zulässig. In diesem Fall ist jede Seite der 
Protokollschrift von den genannten Personen zu unterschreiben. 

D) Bundesländerversammlung 

§ 39 Bildung, Zuständigkeit, Einberufung, Beschlussfassung 

(1) Die nachstehenden Bestimmungen können über Beschlussfassung des Vorstands, die mit 
einfacher Mehrheit zu fassen ist, zur Anwendung kommen, sobald die Genossenschaft über 
mehr als 500 Mitglieder in der Kurie 2 verfügt. Die Mitglieder der Kurie 1 vertreten sich jedoch 
in jeden Fall selbst und ist für diese in keinem Fall ein Abgeordnerter zu bestellen. Der 
Vorstand ist verpflichtet, jährlich den Mitgliederstand festzustellen. Sobald im abgelaufenen 
Geschäftsjahr die Mitgliederzahl von 500 überstiegen wird, kommen die nachstehenden 
Bestimmungen zur Anwendung. Wird in einem Geschäftsjahr die Mitgliederzahl von 500 
wieder unterschritten, finden die nachstehenden Bestimmungen nur dann keine Anwendung, 
wenn auch im Folgejahr die Mitgliederanzahl von 500 nicht wieder überstiegen wird.  

(2) Das Gebiet eines österreichischen Bundeslandes bildet einen Wahlsprengel. Die Mitglieder 
üben ihr Stimmrecht in jenem Wahlsprengel aus, in dem sie ihren Hauptwohnsitz haben. 
Mitglieder, die keinen Hauptwohnsitz in Österreich haben, können dem Vorstand nach Beitritt 
zur Genossenschaft mitteilen, in welchem Wahlsprengel sie ihr Stimmrecht ausüben möchten. 
Im Zweifelsfall werden Mitglieder durch Vorstandsbeschluss einem Wahlsprengel zugeordnet. 
Jedes Mitglied ist nur in einem Wahlsprengel stimmberechtigt. Die Mitglieder des betreffenden 
Wahlsprengels sind vom Vorstand in einer Liste zu erfassen. Die Versammlung, in der die 
Mitglieder eines Wahlsprengels ihre Rechte ausüben heißt Bundesländerversammlung.  

(3) Die Bundesländerversammlung ist jedes Jahr vor Einberufung der ordentlichen Generalver-
sammlung an einem Ort im Wahlsprengel abzuhalten, an dem ein Notar seinen Amtssitz hat. 
Die Einberufung erfolgt durch den Vorstand. Unterlässt dieser die Einberufung, so ist der 
Aufsichtsrat, sofern ein solcher bestellt ist, dazu berechtigt.  

(4) Die Bundesländerversammlung ist auch dann einzuberufen, wenn dies ein Zehntel der 
Stimmberechtigten des Wahlsprengels beim Vorstand unter Angabe der Beratungsgegen-
stände schriftlich verlangt.  

(5) Die Einladung zur Bundesländerversammlung hat die Tagesordnung zu enthalten und erfolgt 
durch Veröffentlichung auf der Homepage der Genossenschaft. Der Zeitraum zwischen der 
Veröffentlichung und der Abhaltung der Bundesländerversammlung darf nicht weniger als 
sieben und nicht mehr als fünfzehn Kalendertage betragen. Die Tagesordnung wird vom 
Einberufenden der Bundesländerversammlung festgesetzt. In die Tagesordnung sind Anträge 
aufzunehmen, die vom Vorstand beschlossen oder von mindestens einem Zehntel der 
Stimmberechtigten des Wahlsprengels schriftlich bekannt gegeben wurden.  
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(6) Den Vorsitz in der Bundesländerversammlung führt das zuständige Vorstandsmitglied. Über 
einfachen Mehrheitsbeschluss der anwesenden oder vertretenen Mitglieder kann der Vorsitz 
auch an eine andere Person übertragen werden. Die Bundesländerversammlung ist 
beschlussfähig, wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder des Wahlsprengels anwesend ist. 
Im Falle der Beschlussunfähigkeit der Versammlung können nach Abwarten einer 
Viertelstunde die erforderlichen Beschlüsse ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden 
Sprengelmitglieder gefasst werden, wenn in der Einladung darauf hingewiesen wurde. 

(7) Die Bundesländerversammlung kann, wie auch die Generalversammlung physisch, online 
oder hybrid abgehalten werden. § 31 (2) f der Satzung ist sinngemäß anzuwenden.  

(8) Bei der Bundesländerversammlung hat der Vorsitzende einen kurzen Bericht über die Tätigkeit 
der Genossenschaft zu erstatten. Beschlüsse können nur hinsichtlich der Wahl der 
Abgeordneten zur Generalversammlung gefasst werden.  

(9) Für je angefangene 250 Mitglieder eines Wahlsprengels ist aus dem Kreis der Sprengel-
mitglieder ein Abgeordneter zur Generalversammlung zu wählen. Jedes zum Wahlsprengel 
gehörende Mitglied kann vor oder in der Bundesländerversammlung Wahlvorschläge hierzu 
einbringen. Die Wahl der Abgeordneten erfolgt mit absoluter Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen werden ungültigen Stimmen zugezählt. Bei mehreren 
verschiedenen Wahlvorschlägen für ein zu besetzendes Mandat ist gleichzeitig mit 
Stimmzettel abzustimmen. Wird bei der ersten Abstimmung für keinen Wahlvorschlag die 
absolute Stimmenmehrheit erreicht, so kommt es zu einer Stichwahl über jene beiden 
Wahlvorschläge, die bei der ersten Abstimmung die meisten Stimmen erhielten. Als gewählt 
gilt, wer bei der Stichwahl die meisten Stimmen erreicht. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los, gezogen vom Vorsitzenden der Bundesländerversammlung. Die Wahl ist mit 
Annahme des Gewählten rechtswirksam. Eine Liste der gewählten Abgeordneten ist auf der 
Homepage der Genossenschaft bekannt zu machen.  

(10) Die Abgeordneten werden auf fünf Jahre gewählt. Scheiden Abgeordnete aus ihrer Funktion 
vorzeitig aus, so hat bei der nächsten Bundesländerversammlung eine Ersatzwahl zu erfolgen. 
Die Funktionsdauer der Abgeordneten, die anstelle vorzeitig ausgeschiedener Abgeordneter 
gewählt werden, läuft mit der Funktionsdauer der Ausgeschiedenen ab.  

(11)  Über die Bundesländerversammlung ist ein Protokoll zu führen, welches vom Vorsitzenden, 
dem von ihm bestimmten Protokollführer und einem von der Bundesländerversammlung zu 
wählenden Protokollbeglaubiger zu unterfertigen und unverzüglich dem Vorstand zuzuleiten 
ist.  

(12) Die Rechte, die den Mitgliedern in den Angelegenheiten der Genossenschaft zustehen, 
werden in der Generalversammlung - solange die Genossenschaft mindestens 500 Mitglieder 
zählt - durch die in den Bundesländerversammlungen gewählten Abgeordneten zur 
Generalversammlung ausgeübt. Sofern die Mitgliederanzahl der Genossenschaft unter 500 
sinkt, steht die Ausübung dieser Rechte den Mitgliedern in der Generalversammlung direkt zu.  
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V. Rechnungswesen 

§ 40 Geschäftsjahr 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Das erste Geschäftsjahr beginnt mit dem Tag der Eintragung in das Firmenbuch und endet mit 
dem 31. Dezember. 

§ 41 Jahresabschluss 

(1) Zum Ende eines jeden Geschäftsjahrs ist vom Vorstand ein die ganze Gebarung der 
Genossenschaft umfassender Jahresabschluss und ein Bericht des Vorstands unter 
Beachtung der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen und der Grundsätze ordnungs-
gemäßer Buchführung aufzustellen. 

(2) Der Jahresabschluss und der Bericht des Vorstands sowie allenfalls der Bericht des 
Aufsichtsrats sind vor der Generalversammlung im Geschäftslokal der Genossenschaft zur 
Einsichtnahme der Mitglieder aufzulegen. Darüber hinaus ist jedes Mitglied gegen Kosten-
ersatz berechtigt, Abschriften zu verlangen. 

(3) Der Jahresabschluss und der Bericht des Vorstands sind rechtzeitig vor der ordentlichen 
Generalversammlung - sofern ein Aufsichtsrat bestellt ist - diesem vorzulegen, der diese zu 
prüfen und der Generalversammlung zu berichten hat. 

(4)  Ein allenfalls bestellter Aufsichtsrat ist berechtigt, die Hilfe von Sachverständigen in Anspruch 
zu nehmen. Über die Tragung der dafür auflaufenden Kosten beschließt unter Festlegung 
eines Höchstbetrags die Generalversammlung. 

(5)  Wird der Jahresabschluss nicht rechtzeitig dem Aufsichtsrat vorgelegt, so ist dieser berechtigt, 
ihn auf Kosten des Vorstands erstellen zu lassen. 

§ 42 Beschlussfassung durch die Generalversammlung 

Der Jahresabschluss, der Bericht des Vorstands und allenfalls die Stellungnahme des Aufsichtsrats 
sowie die Kurzfassung des Revisionsberichts sind der ordentlichen Generalversammlung 
vorzulegen, die den Jahresabschluss festzustellen und über den Bericht des Vorstands sowie die 
Gewinnverwendung oder Verlustabdeckung und über die Entlastung des Vorstands und allenfalls 
des Aufsichtsrats zu beschließen hat. 

§ 43 Bildung von Rücklagen 

(1) Es ist eine satzungsmäßige Gewinnrücklage zu bilden. 

Sie darf nur zur Deckung eines ansonsten auszuweisenden Bilanzverlusts sowie zur Verlust-
abdeckung verwendet werden. 



25 

In die satzungsmäßige Gewinnrücklage wird eingestellt: 

ein Betrag, der mindestens dem zehnten Teil des um einen Verlustvortrag geminderten 
Jahresüberschusses entspricht, bis der Betrag insgesamt 20% der Passiva abzüglich 
des Eigenkapitals erreicht hat. 

(2) Die satzungsmäßige Kapitalrücklage wird gebildet durch 

1. Eintrittsgelder gemäß § 10 Z 3 

2. verfallene Geschäftsguthaben 

3. verfallene Dividenden 

Sie darf nur zur Deckung eines ansonsten auszuweisenden Bilanzverlusts sowie zur Verlust-
abdeckung verwendet werden. 

(3) Die Generalversammlung kann neben den satzungsmäßigen Rücklagen nach Abs. 1 und Abs. 
2 noch andere Rücklagen bilden, die für bestimmte Zwecke gebunden oder der freien 
Verfügung durch die Generalversammlung vorbehalten sind.  

§ 44 Gewinnverwendung, Verlustabdeckung 

(1) Über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt die Generalversammlung auf Grundlage 
des vom Vorstand erstellten, detaillierten Gewinnverwendungsvorschlags. 

Dividenden können nur für die zum Schluss des Geschäftsjahrs voll eingezahlten Geschäfts-
anteile ausgeschüttet werden. Sie sind dem Geschäftsguthaben der einzelnen Mitglieder so 
lange zuzuschreiben, bis der noch nicht voll eingezahlte oder durch allfällige Verluste 
verminderte Betrag der Geschäftsanteile erreicht ist. Übersteigende Beträge werden den 
Kontokorrentkonten der Mitglieder zugewiesen. 

(2) Die Generalversammlung beschließt im Rahmen der Feststellung des Jahresabschlusses, ob 
und in welcher Höhe die Rücklagen zur Verlustabdeckung herangezogen werden, ein 
Verlustvortrag auf neue Rechnung erfolgt oder die Geschäftsguthaben der Mitglieder zur 
Verlustabdeckung herangezogen werden. 

Verlustabschreibungen von den Geschäftsguthaben der Mitglieder erfolgen im Verhältnis der 
zum Schluss des Geschäftsjahrs gezeichneten Geschäftsanteile. 

Werden die Verluste von den Geschäftsguthaben der Mitglieder abgeschrieben, so kann die 
Generalversammlung beschließen, dass in den Folgejahren die Gewinnzuweisung an die 
satzungsmäßige Gewinnrücklage bis zum Ausmaß der abgeschriebenen Beträge zu 
unterbleiben hat. 
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VI. Auflösung und Liquidation der Genossenschaft 
§ 45 

(1) Die Auflösung der Genossenschaft kann durch Beschluss der Generalversammlung erfolgen. 

(2) Die Liquidation ist, sofern die Generalversammlung nicht andere Personen zu Liquidatoren 
bestellt, durch den Vorstand durchzuführen. 

(3) Der nach Befriedigung der Gläubiger und Rückzahlung der Geschäftsguthaben verbleibende 
Liquidationserlös wird an die Mitglieder im Verhältnis ihrer Geschäftsanteilenennbeträge 
verteilt. 

VII. Bekanntmachungen der Genossenschaft 
§ 46 

Soweit aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder dieser Satzung nicht zwingend anderes bestimmt ist, 
erfolgen Bekanntmachungen der Genossenschaft durch schriftliche Mitteilungen an die Mitglieder 
an die zuletzt der Genossenschaft bekannt gegebene E-Mail Adresse oder Veröffentlichung auf der 
Homepage der Genossenschaft. 

VIII. Anmeldung zum Firmenbuch 
§ 47 

Die Satzung ist zur Eintragung in das Firmenbuch anzumelden. Mit der Erwirkung der Eintragung 
sind folgende Vorstandsmitglieder beauftragt: 

1 Mag. Wilfrid WAGNER 23.02.1977  Friedrichstraße 10 
1010 Wien 

2 Ing. Johannes 
RINDHAUSER 

14.12.1973  Zlaberner Strasse 45 
2135 Neudorf im Weinviertel 

3 Thomas MAUROVICH 09.01.1989  Agnesstraße 71 
3400 Klosterneuburg 

Macht das Gericht die Eintragung davon abhängig, dass bestimmte Vorschriften dieser Satzung 
abgeändert werden, so sind die oben genannten Vorstandsmitglieder ermächtigt, die nötigen 
Änderungen vorzunehmen. 

 


